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Einleitung  

Im Jahre 2020 hat die Freie Hansestadt Bremen insgesamt rund 509 Mio. Euro 

an Zuwendungen aus 12 Ressorts in knapp über 4.000 Fällen vergeben.  

Zuwendungen sind zweckgebundene Geldleistungen des öffentlichen Haushal-

tes, die zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben an Stellen außerhalb der Verwaltung 

gewährt werden, ohne dass die Empfangenden einen dem Grunde und der Höhe 

nach bestimmten Rechtsanspruch darauf haben. Anders als eine Schenkung 

dürfen Zuwendungen jedoch nicht voraussetzungslos, sondern nur dann gewährt 

werden, wenn die öffentliche Hand an der Erfüllung der Aufgaben ein erhebliches 

Interesse hat, das andernfalls nicht befriedigt werden könnte. Die Bewilligung von 

Zuwendungen erfolgt deshalb nach dem Grundsatz der Subsidiarität, d. h. die 

Zuwendungsempfangenden haben zunächst alles in ihren Kräften Stehende und 

für sie Zumutbare zu tun, um die Finanzierung des Zuwendungszwecks durch 

eigene Mittel sicherzustellen. Dies ist Ausdruck des Wirtschaftlichkeitsgebots. 

Die öffentliche Förderung hat nur ergänzenden Charakter; sie ist damit eine nach-

rangige Hilfe. Zudem bestimmt die Landeshaushaltsordnung, dass Zuwendungs-

empfangende alle eigenen Mittel und mit dem Zuwendungszweck zusammen-

hängenden Einnahmen als Deckungsmittel für alle Ausgaben einzusetzen ha-

ben.  

Die Bereitstellung finanzieller Mittel – insbesondere Steuermittel – ist durch den 

Staat an eine ganze Reihe von Formalitäten, d.h. konkret Berichts-, Nachweis- 

und Dokumentationspflichten geknüpft. Dies fängt bei der Beantragung einer Zu-

wendung an, gilt für den Abruf der Fördermittel sowie den Nachweis der wirt-

schaftlichen und ordnungsgemäßen Verwendung der Mittel. 

 

Mit dem vorliegenden Dringlichkeitsantrag „Zuwendungspraxis modernisieren 

Bürokratie abbauen, Digitalisierung ermöglichen!“ knüpfen die Fraktionen Bünd-

nis 90/DIE GRÜNEN, die SPD und DIE LINKE an die jüngste Antwort des Senats 

vom 26. Januar 2021 auf die Große Anfrage zum Thema "Zuwendungsrecht mo-

dernisieren – unnötige Bürokratie und Hemmnisse für Träger abbauen" an. 

 

Ziel des Antrags ist es, eine Modernisierung, Entbürokratisierung und Digitalisie-

rung des Zuwendungsverfahrens zu erreichen. 

So sollen etwa die Spielräume, die das Zuwendungsrecht eröffnet, im Sinne einer 

angemessenen Zuwendungspraxis flächendeckend genutzt werden. Außerdem 

ist es das Ziel eine transparentere Interaktion mit den geldgebenden Behörden, 

Erhöhung der Planbarkeit für die Zuwendungsempfangenden sowie Vereinfa-

chungen für geringfügige Zuwendungen zu erreichen.  

Der Antrag fügt sich ein in eine Reihe von aktuellen Reformprozessen, wie sie 

z.B. durch das „Gemeinsame Programm von Bund und Ländern für eine leis-
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tungsstarke, bürger- und unternehmensfreundliche Verwaltung“ vom 2. Dezem-

ber 20201,  die Untersuchungen der „Kommission zur Vereinfachung und Ver-

besserung von Förderverfahren im Freistaat Sachsen“2 sowie deren Umsetzung 

zur Konsolidierung von Förderprogrammen und zur Weiterentwicklung der säch-

sischen Förderstrategie oder die Untersuchungen der Transparenzkommission 

des Landes Nordrhein-Westfalen („Kommunale Selbstverwaltung und staatliche 

Regulierung“3), die sich u.a. mit Organisationsverbesserung und Bündelungsvor-

teilen im Bereich des Förderwesens beschäftigt, bereits in Gang gesetzt worden 

sind. 

 

Die effektivere Ausgestaltung des Zuwendungsverfahrens stand auch schon weit 

davor im Fokus der bremischen Landespolitik. So ist auf Beschluss des Senats 

im Jahre 2010 seit 2014 die zentrale Zuwendungsdatenbank ZEBRA in der bre-

mischen Verwaltung produktiv: Sämtliche Zuwendungen aus dem bremischen 

Haushalt sind seither in einer einheitlichen Struktur nach einheitlichen Maßstä-

ben von allen bremischen Behörden, Eigenbetrieben sowie beliehenen Gesell-

schaften zu bearbeiten bzw. darzustellen. Seit der Einführung dieses Fachver-

fahrens konnten Mehrfachförderungen besser vermieden und eine bessere Über-

sicht und Transparenz geschaffen werden. Eine noch anwendungsfreundlichere 

Version ist zurzeit mit ZEBRA 2.0 in Arbeit. 

Des Weiteren hat der Senat im Rahmen des Programms Neuordnung der Aufga-

benwahrnehmung im Jahre 2014 Schritte zu Prozessoptimierung wie etwa die 

Optimierung des laufenden Controllings eingeleitet.  

In Bezug auf die Anzahl der Zuwendungsfälle, das Finanzvolumen, die finanzielle 

Ausstattung als auch das fachliche Knowhow der Zuwendungsempfangenden 

sind die Zuwendungsverhältnisse der einzelnen Ressorts sehr heterogen. Bei 

den Zuwendungen handelt es sich sowohl um kleine Projektförderungen mit we-

nigen Hundert Euro als auch um große institutionelle Förderungen im Millionen-

bereich. Aufgrund der heterogenen Zuwendungsverhältnisse musste die Begut-

achtung bzw. Analyse zunächst dezentral erfolgen.  

Der Senator für Finanzen hat auf Basis der Ressortberichte einen einheitlichen 

Bericht erstellt und hieraus – soweit möglich – Empfehlungen abgeleitet und 

diese in konkrete Umsetzungsvorschläge gefasst. Diese wurden unter Einbezie-

hung der Stellungnahmen im Rahmen der öffentlichen Anhörung im Haushalts- 

und Finanzausschuss am 2. November 2022 teilweise überarbeitet. 

Im vorliegenden Bericht wird zu jeder einzelnen Ziffer des Antrags die Ausgangs-

lage, in der Regel für den jeweiligen Problemkreis die rechtliche Situation, darge-

stellt. Im Anschluss daran wird auf Vorschriften der anderen Bundesländer dann 

                                                           
1 Erstes gemeinsames Programm von Bund und Ländern für Rechtsvereinfachung, 

Praxisorientierung in der Gesetzgebung und Verständlichkeit im Verwaltungshan-
deln (bundesregierung.de) 
2 Staatsregierung setzt Fördervereinfachung fort (sachsen.de) 
3 mhkbg-15.11.2021_anlage.pdf 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/erstes-gemeinsames-programm-von-bund-und-laendern-fuer-rechtsvereinfachung-praxisorientierung-in-der-gesetzgebung-und-verstaendlichkeit-im-verwaltungshandeln-1824830
https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/erstes-gemeinsames-programm-von-bund-und-laendern-fuer-rechtsvereinfachung-praxisorientierung-in-der-gesetzgebung-und-verstaendlichkeit-im-verwaltungshandeln-1824830
https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/erstes-gemeinsames-programm-von-bund-und-laendern-fuer-rechtsvereinfachung-praxisorientierung-in-der-gesetzgebung-und-verstaendlichkeit-im-verwaltungshandeln-1824830
https://www.medienservice.sachsen.de/medien/news/255130
file:///C:/Users/Susanne.Frick1/AppData/Local/Temp/MicrosoftEdgeDownloads/ee4375b6-56d6-4f0a-bee7-cbe04fcbcc0c/mhkbg-15.11.2021_anlage.pdf
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näher eingegangen, wenn darin Reformansätze enthalten sind, auf die Bezug 

genommen werden kann.  

Anschließend erfolgt eine Auseinandersetzung mit den wahrgenommenen Her-

ausforderungen in Zuwendungsrecht und -praxis und es werden Lösungsansätze 

in Form von Empfehlungen für die erkannten Spielräume herausgearbeitet, die 

in eine konkrete Umsetzung der Empfehlung münden. Diese sind am Ende jeder 

einzelnen Ziffer farblich unterlegt. 

Bei der Erstellung dieses Berichtes hat der Senator für Finanzen sich zu einzel-

nen Fragestellungen von den jeweiligen Fachabteilungen der Verwaltung beraten 

lassen. An dieser Stelle sei den Kolleg:innen sehr gedankt für die gute Zusam-

menarbeit.  

Die Gesamtheit der Empfehlungen zielt nicht primär auf eine Mitteleinsparung, 

sondern auf eine höhere Wirksamkeit und Effizienz der Förderung ab. Mittelbar 

werden hierdurch jedoch auch die Ressourcen geschont. 

Neben den strukturellen und institutionellen Entwicklungsmöglichkeiten und  

-notwendigkeiten, die zu einer erheblichen Optimierung des Zuwendungsbe-

reichs beitragen könnten, konnte eine zunehmende Dauerhaftigkeit, Verfestigung 

und Kleinteiligkeit der Förderungen festgestellt werden, die zwar nicht Gegen-

stand der Bearbeitung waren, aber ggf. einer weiteren Überprüfung bedürfen. 

Ein wesentlicher Grund für die Heterogenität der Förderlandschaft scheint darin 

zu liegen, dass Bremen bislang über keine ressortübergreifende Förderstrategie 

verfügt. Förderstrategische Überlegungen finden eher kleinteilig auf Ebene der 

Förderrichtlinien und im Rahmen von Förderkonzepten statt. Nicht nur der Klima-

wandel, auch die Corona-Pandemie und der Krieg in der Ukraine lassen jedoch 

ein strategischeres Vorgehen notwendig erscheinen. In diesem Zusammenhang 

wird empfohlen, beispielsweise die Finanzierung von Kindertagesstätten kritisch 

zu betrachten. Die derzeitige Finanzierung durch Zuwendungen bildet die Ent-

wicklung zum Rechtsanspruch auf einen Kitaplatz inzwischen auch für Kinder 

unter drei Jahren nicht optimal ab. Der gesetzlich normierte Anspruch auf einen 

Kitaplatz wird nach wie vor über grundsätzlich im Ermessen der Stadtgemeinden 

stehende Zuwendungen finanziert 

Auch wenn verständlicherweise von vielen Zuwendungsempfangenden gefordert 

wird, unkompliziert eine staatliche Förderung zu erhalten, wird immer auch ein 

administrativer Aufwand notwendig sein, um eine rechtlich einwandfreie und 

zweckmäßige Verteilung staatlicher Zuwendungen gewährleisten zu können. Ziel 

sollte es jedoch sein, die Belastung für alle Beteiligten so gering wie möglich zu 

halten. Daran hat auch die Verwaltung vor dem Hintergrund der sich abzeichnen-

den demographischen Entwicklung und fortschreitenden Digitalisierung ein ho-

hes Interesse. Der Staat wird seine Aufgaben zukünftig mit weniger Personal 

deutlich effizienter erledigen müssen. 
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Ein großer Dank ist abschließend auch den zuwendungsgebenden Stellen in den 

Ressorts und den Interessenvertretungen bzw. Verbänden für die vielen guten 

Impulse auszusprechen.   
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I. Bedingungen für die Ermöglichung mehrjähriger Bewilligungszeit-

räume (etwa für die Geltungsjahre des Bremischen Haushalts) als 

Standard mindestens für Zuwendungen, in denen bisher mit jährlich 

wiederkehrenden Zuwendungen gearbeitet wurde 

 

Immer wieder wird - in Bremen, aber auch bundesweit - aus der Praxis gefordert, 

rechtlich zu regeln, nicht verbrauchte Mittel ins nächste Jahr einfacher übertragen 

zu können und in Förderbereichen mit jährlich wiederkehrenden Zuwendungen 

zu prüfen, ob verstärkt mehrjährige Bewilligungen möglich sind.  

1. Ausgangslage 

Die Bewilligungsbehörde hat bei der Gewährung von Zuwendungen grundsätz-

lich den im Haushaltsrecht geltenden Grundsatz der Jährlichkeit zu berücksichti-

gen. Aus diesem folgt beim Haushaltsvollzug das Prinzip der zeitlichen Bindung, 

das nur Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen4 bis zum Ende des Haus-

haltsjahres (=Kalenderjahr) zulässt. Nicht verbrauchte Haushaltsmittel verfallen, 

es sei denn, dass bei übertragbaren Ausgaben unter den engen Voraussetzun-

gen des Gesetzes ein Ausgaberest gebildet wird (§ 45 Abs. 2 Haushaltsordnung 

der Freien Hansestadt Bremen (Landeshaushaltsordnung -  LHO).  

Für kommende Haushaltsjahre darf eine Verpflichtung nur eingegangen werden, 

wenn es erforderlich ist, dass sich die FHB gegenüber den Zuwendungsempfan-

genden rechtlich verpflichtet (Nummer 3.2 der Verwaltungsvorschriften (VV)-LHO 

zu § 23 LHO). Nummer 4.2.5. der VV-LHO zu § 44 LHO führt hierzu weiter aus, 

dass der Bewilligungszeitraum nur dann über das laufende Haushaltsjahr hin-

ausgehen kann, soweit hierfür eine haushaltsrechtliche Ermächtigung in Form 

einer Verpflichtungsermächtigung vorliegt. 

Ein haushaltswirtschaftlicher Widerrufsvorbehalt genügt nicht, denn ein solcher 

dient eher dazu, in haushaltspolitisch schwierigen Jahren den Zuwendungsge-

benden aufgrund nicht ausschließbarer Entwicklungen und Maßnahmen die 

Möglichkeit zu erhalten, die Förderungen ganz oder teilweise einzustellen zu kön-

nen.  

Durch die Beantragung, Erteilung und Prüfung von Verpflichtungsermächtigun-

gen entsteht sowohl für die Zuwendungsgebenden als auch für die Zuwendungs-

empfangenden ein nicht unerheblicher haushalts- und verwaltungsrechtlicher 

Aufwand. Wobei bei Maßnahmen unter 500.000 € nach der haushaltsgesetzli-

chen Ermächtigung schon jetzt ein Antrag beim Senator für Finanzen auf Ertei-

lung einer Verpflichtungsermächtigung ausreicht. Der Senator für Finanzen kann 

diesen Anträgen ohne Beteiligung des HaFA zustimmen. 

                                                           
4 Eingehen einer Verpflichtung zur Leistung von Ausgaben in künftigen Jahren, die zur Erfüllung 
der Aufgaben der FHB notwendig sind, § 6 LHO 
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2. Ergebnis der Anhörung 

Dass der Bedarf einer Abweichung von der Jährlichkeit nicht selten in der Praxis 

vorhanden ist, wurde bereits im Rahmen der Bearbeitung der Großen Anfrage 

„Zuwendungsrecht modernisieren – unnötige Bürokratie und Hemmnisse für Trä-

ger abbauen“ (Große Anfrage der Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der 

SPD und DIE LINKE vom 10.11.2020, Drucksache 20/704) ermittelt. Hier wurden 

von den Ressorts in Bremen folgende Gründe für den Wunsch nach Bewilli-

gungsräumen von mehr als einem Jahr genannt: 

- es handele sich oft um eine auf längere Zeit geplante institutionelle Förde-

rung, 

- das Projekt hatte eine lange Vorlaufzeit bis zur tatsächlichen Umsetzung, 

- es handele sich um eine Konzeptförderung, deren Vorgaben sich aus res-

sortinternen Förderrichtlinien ergäben, 

- der Bewilligungszeitraum sei des Öfteren verlängert worden, da die Um-

setzung des Projektes in dem eigentlich geplanten Zeitraum gefährdet o-

der nicht mehr möglich gewesen sei und den Zuwendungsempfangenden 

hieran keine Schuld getroffen habe, 

- das Projekt habe grundsätzlich eine unklare Laufzeit gehabt, 

- eine Baumaßnahme oder Investition sei aufgrund ihres Umfangs über ei-

nen längeren Zeitraum als ein Jahr gelaufen, 

- bei der Weiterleitung einer Bundesförderung habe der Ausgangsbescheid 

des Bundes einen Bewilligungszeitraum von mehr als einem Jahr vorge-

sehen. 

 

Im Zuge der Anhörung für den vorliegenden Dringlichkeitsantrag wurden von den 

zuwendungsgebenden Ressorts und Interessenvertretungen als Gründe für 

mehrjährige Bewilligungszeiträume ergänzend folgende Aspekte benannt: 

- Wunsch nach Planungssicherheit (insbesondere im Hinblick auf die Per-

sonaleinsatzplanung und -bindung), 

- Ziel eines Bürokratieabbaus durch geringeren administrativen Aufwand, 

- Förderung einer grundsätzlichen Projektstabilität, 

- über das laufende Haushaltsjahr hinausgehende Projektlaufzeiten (z.B. im 

kulturellen Bereich könnten Zuwendungen spielzeitbezogen und nicht 

haushaltsjahrbezogen betrachtet werden), 
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- Erwartung größerer Flexibilität, wenn der Bewilligungszeitraum durch hö-

here Gewalt verursacht verlängert werden muss (verschobene Veranstal-

tungen durch Pandemie oder andere vom Zuwendungsnehmenden nicht 

zu vertretende unvorhergesehene Verzögerungen). 

Zum Teil ist es bereits jetzt die Praxis, wenn es dem Umfang und der Laufzeit der 

geförderten Aufgaben entspricht und die Mittel im Rahmen z.B. eines Doppel-

haushalts eingeplant sind, Mittel für einen Förderzeitraum bis zu 24 Monaten (z.T. 

in Förderrichtlinien entsprechend festgelegt) zu vergeben. Diese Vergaben wer-

den durch Haushaltsvermerke und Verpflichtungsermächtigungen abgesichert. 

(z.B. mehrjährige Infrastrukturmaßnahmen für den Küstenschutz, Förderung von 

gemeinnützigen Projekten zu „Umwelt- und Naturschutz“ sowie zur „Bildung für 

nachhaltige Entwicklung“). 

Im Ergebnis werden aufgrund der geltenden haushaltsrechtlichen Regelungen 

aus Sicht der zuwendungsgebenden Stellen nur eingeschränkt Möglichkeiten für 

mehrjährige Bewilligungen gesehen und die Schaffung zusätzlicher Spielräume 

begrüßt.  

3. Empfehlung  

Ausnahmen vom Erfordernis einer Verpflichtungsermächtigung können vom Se-

nator für Finanzen zugelassen werden, wenn laufende Geschäfte eingegangen 

werden. Geprüft wurde deshalb, ob eine Zuwendung als ein laufendes Geschäft 

im Sinne des Gesetzes definiert werden kann. 

Maßgebend für den Verzicht auf eine Verpflichtungsermächtigung sind Gründe 

der Verwaltungsvereinfachung.5 Eine Verpflichtung für laufende Geschäfte be-

trifft eine Vielzahl von Einzelfällen von jeweils geringer finanzieller Bedeutung. 

Auch vor dem Hintergrund des parlamentarischen Budgetrechts wäre es auf-

grund der Vielzahl unangemessen, in jedem Fall eine Verpflichtungsermächti-

gung zu fordern.  

Die Zuwendungspraxis in Bremen zeigt, dass knapp über die Hälfte aller Förder-

fälle unter 5.000 Euro liegt (siehe ausführlich hierzu Ziffer II.) und zahlreiche För-

derungen in Wahrnehmung von öffentlichen Aufgaben über Jahre regelmäßig 

wiederkehrend erfolgen. Der Verzicht auf Verpflichtungsermächtigungen mit die-

ser Obergrenze und unter den engen Voraussetzungen, dass im Haushaltsan-

satz des nächsten Haushaltsjahres ein entsprechender Haushaltsansatz vorge-

sehen ist, könnte eine praxisgerechte Lösung schaffen, die gleichzeitig der Ver-

waltungsvereinfachung dient. Sie trägt außerdem die Intention, den Haushalts-

gesetzgeber zu entlasten und durch die Obergrenze und den Bezug zum bereits 

vom Parlament beschlossenen Haushaltsgesetz des Folgejahres dem Budget-

recht des Parlaments Rechnung zu tragen. 

                                                           
5 Piduch, Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht 2018, § 38, Rn. 8 
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Aufgrund der im Rahmen der Anhörung erhobenen Bedenken gegen eine ent-

sprechende Regelung wird im Sinne einer verlässlichen Lösung jedoch vorerst 

an dem Erfordernis der Verpflichtungsermächtigung festgehalten. 

Um die Gewährung von überjährigen Förderungen dennoch zu vereinfachen, 

wird vorgeschlagen, im Bereich der institutionellen Förderungen und der Projekt-

förderungen unter 5.000 Euro zukünftig analog zu den im Doppelhaushalt veran-

schlagten Mitteln einheitlich die Ermächtigung für eine überjährige, zweijährige 

Bewilligung zu schaffen. Die konsequente Umsetzung dieser Empfehlung bietet 

den Zuwendungsempfangenden eine größere Planungssicherheit ohne den öf-

fentlichen Haushalt zusätzlich zu belasten. 

Für die Umsetzung ist dezentral im Zuge der Haushaltsaufstellung sowohl bei 

einzeln, als auch bei global veranschlagten Maßnahmen bei der entsprechenden 

Haushaltsstelle eine Verpflichtungsermächtigung zu veranschlagen. Diese ist der 

Höhe nach auf den Haushaltsansatz des Folgejahres beschränkt. Durch einen in 

den Richtlinien zur Aufstellung der Haushalte vorgegebenen Haushaltsvermerk 

werden die Produktbereichsverantwortlichen ermächtigt, die entsprechenden 

Verpflichtungsermächtigungen – bei institutionellen Förderungen auch über die 

bisherige haushaltsgesetzliche Grenze von 500.000 € hinaus – eigenständig 

ohne erneute Gremienbefassung erteilen. 

Für zum Jahresende „unverbrauchte“ Zuwendungsmittel ergibt sich außerdem 

aus § 45 Abs. 2 LHO in Verbindung mit § 6 Haushaltsgesetz der Freien Hanse-

stadt Bremen für das Haushaltsjahr 2022 eine überjährige Ausgabeermächtigung 

für die Zuwendungsgebenden. 

4. Umsetzung der Empfehlung  

Es werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

Für institutionelle Förderungen und Projektförderungen, die unter 5.000 € liegen, 

wird zukünftig analog zu den im Doppelhaushalt veranschlagten Mitteln mit der 

Haushaltsaufstellung einheitlich die Ermächtigung für eine überjährige, zweijäh-

rige Bewilligung geschaffen. Hierfür sind die geplanten Verpflichtungsermächti-

gungen bei den jeweiligen Haushaltsstellen zu veranschlagen. Durch Anbringung 

eines Haushaltsvermerks wird die Erlaubnis für die 2jährige Bewilligung geschaf-

fen. 
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II. Bedingungen für ein Primat der Finanzierungsart Festbetragsfi-

nanzierung vor Fehlbedarfsfinanzierung 

 

Nach Ansicht vieler Zuwendungsempfangender reduziert die vorrangige Gewäh-

rung einer Zuwendung als Festbetragsfinanzierung deutlich den administrativen 

Aufwand. 

1. Ausgangslage 

Die Wahl der Finanzierungsart hat nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 

und Sparsamkeit zu erfolgen (§ 7 LHO). Die Wahl der Finanzierungsart hat ins-

besondere Auswirkungen auf die Behandlung von Mehreinnahmen oder Minder-

ausgaben. Ausschließlich bei der Festbetragsfinanzierung verbleiben dem Zu-

wendungsempfangenden Einsparungen sowie höhere Einnahmen grundsätzlich 

in voller Höhe. Deshalb ist vor Bewilligung einer jeden Zuwendung zu prüfen, 

welche Finanzierungsart unter Berücksichtigung der Interessenlage der Freien 

Hansestadt Bremen und der Zuwendungsempfangenden diesen Grundsätzen 

am besten entspricht. Die Finanzierungsart ist dann gemäß Nummer 4.2.4 der 

VV-LHO zu § 44 LHO mit der Bewilligung der Zuwendung festzulegen. 

In den Verwaltungsvorschriften wird unterschieden zwischen den zunächst 

gleichrangig genannten Arten der Teilfinanzierungen und zwar einer Anteil-, Fehl-

bedarfs- oder Festbetragsfinanzierung (Nummer 2.2. der VV-LHO zu § 44 LHO) 

und der nur ausnahmsweise in Betracht kommenden Vollfinanzierung (Nummer 

2.3. der VV-LHO zu § 44LHO).  

Während die Anteilfinanzierung, bei der die Zuwendung sich als Anteil bzw. Pro-

zentsatz der anerkannten zuwendungsfähigen Ausgaben errechnet und auf ei-

nen Höchstbetrag zu begrenzen ist (Nummer 2.2.1 der VV-LHO zu § 44 LHO), 

hier ebenso wie die Vollfinanzierung nur der Vollständigkeit halber genannt wer-

den, werden für die Frage, ob es ein Primat der Finanzierungsart Festbetragsfi-

nanzierung vor Fehlbedarfsfinanzierung geben kann, diese beiden Finanzie-

rungsarten im Folgenden einander gegenübergestellt: 

Bei der Fehlbedarfsfinanzierung wird der Betrag, der die Lücke zwischen den 

anerkannten zuwendungsfähigen Ausgaben einerseits und den Eigenmitteln so-

wie sonstigen Einnahmen der Zuwendungsempfangenden andererseits schließt, 

zugewendet (Nummer 2.2.2 der VV-LHO zu § 44LHO). Sie ist auf einen Höchst-

betrag zu begrenzen. Aufgrund der in der Regel ungewissen tatsächlichen Ein-

nahme- und Ausgabepositionen eignet sie sich besonders für die institutionelle 

Förderung. 

Bei der Festbetragsfinanzierung ist die Zuwendung hingegen mit einem festen 

Betrag an den zuwendungsfähigen Ausgaben festzusetzen (Nummer 2.2.3 der 

VV-LHO zu § 44LHO). Den Zuwendungsempfangenden verbleiben – anders als 



 

10 
 

bei der Fehlbedarfsfinanzierung – die Mehreinnahmen und Minderausgaben, so-

weit die zuwendungsfähigen Ausgaben nicht unter den Zuwendungsbetrag sin-

ken.  

Die Festbetragsfinanzierung setzt dementsprechend eine möglichst genaue 

Schätzung der Zuwendungshöhe voraus. Unter Nummer 2.2.3 der VV-LHO zu 

§ 44 LHO wird vorgegeben: „Eine Festbetragsfinanzierung kommt regelmäßig 

nicht in Betracht, wenn im Zeitpunkt der Bewilligung nicht mit hinreichender Si-

cherheit die Einnahme- und Ausgabeposition beurteilt werden kann.“ Die ande-

ren Länder und der Bund haben in der Regel eine gleichlautende Regelung. Auf 

die Einhaltung dieser Vorgabe hat der Landesrechnungshof (zuletzt Jahresbe-

richt – Stadt 2017, S. 34 f) – wie auch die Rechnungshöfe anderer Länder – wie-

derholt hingewiesen. 

2. Ergebnis der Anhörung 

Auf Basis der geltenden Regelungen wird die Festbetragsfinanzierung von den 

Ressorts sehr unterschiedlich stark genutzt: 

Umfang der Festbetragsfinanzierung in % je Ressort in 2020:  

Ressort/Produktplan Festbetragsfinanzierung        

in % 

Senatskanzlei/03               57 

Senator für Inneres/07               47 

Senatorin für Justiz/ 11               23 

SJIS- Bereich Sport/12                 7 

Senatorin für Kinder und 

Bildung/21 

              38 

Senator für Kultur/22               26 

Senatorin für Wissen-

schaft und Häfen/ 24 

              50 

SWAE- Bereich Arbeit/31               39 

SJIS/ 41               21 

Senatorin für Gesundheit, 

Frauen und Verbraucher-

schutz/ 51 

                1 

Senatorin für Klima-

schutz, Umweltschutz, 

              10 
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Mobilität und Stadtent-

wicklung/ 68 

Senatorin für Wirtschaft, 

Arbeit und Europa/ 71 

             16 

Senator für Finanzen/ 91                - 

 

Insgesamt lag der Anteil der Festbetragsfinanzierungen 2020 bei 27% und damit 

im Vorjahresvergleich (2019: 31 %) auf einem relativ konstanten Niveau: 

  

 
 

Aus Sicht der zuwendungsgebenden Ressorts kommen Festbetragsförderungen 

für wiederkehrende Förderungen – insbesondere von institutionell geförderten 

Einrichtungen in Betracht – da mehrjährige Erfahrungen mit den veranschlagten 

Einnahme- und Ausgabepositionen bestehen und deren Beurteilung auf belast-

baren Erkenntnissen basiert. 

Aufgrund der geltenden haushaltsrechtlichen Regelungen werden kaum Möglich-

keiten zu einer Ausweitung der Festbetragsfinanzierung gesehen. Dies gilt ins-

besondere in Fällen, in denen hinsichtlich der Einnahmen starke Unsicherheiten 

bestehen, so beispielsweise aufgrund von Eintrittsgeldern und Standgebühren. 

Einzig der Justizbereich sieht aufgrund der über mehrere Jahre bestehenden ver-

trauensvollen Zusammenarbeit mit einer geringen Anzahl an Zuwendungsemp-

fangenden grundsätzlich bei allen Antragstellenden eine Festbetragsfinanzie-

rung als unkritisch an. In einigen Bereichen wird die Festbetragsfinanzierung 

dann als Finanzierungsart gewählt, wenn die Förderquote (Finanzierungsanteil 

im Verhältnis zur gesamten Finanzierung) gering ist oder die Förderhöhe gering 

ist, weil dadurch sowohl für Zuwendungsempfangende als auch Zuwendungsge-

bende der Verwaltungsaufwand reduziert wird. Zum Teil wird auch in spezifi-

schen Förderschienen (z. B. im Förderbereich 2.2.1 der Richtlinie „Projekte zur 

Förderung von Umweltbildungsarbeit für Kinder und Jugendliche in Basiseinrich-

tungen“) die Festbetragsfinanzierung gewählt.  

18%

10%

45%

27%

Finanzierungsart Fälle 2020
Anteilfinanzierung

Vollfinanzierung

Fehlbedarfsfinanz
ierung

Festbetragsfinanzi
erung

23%

12%

34%

31%

Finanzierungsart Fälle 2019

Anteilfinanzierun
g

Vollfinanzierung

Fehlbedarfsfinanz
ierung

Festbetragsfinanz
ierung
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Aus Sicht der Zuwendungsempfangenden wird die Festbetragsfinanzierung be-

vorzugt, weil sie ermöglicht, dass akquirierte Spenden und weitere Einnahmen in 

die Arbeit fließen, ohne dass eine Anrechnung auf die bewilligten Mittel erfolgt. 

Als Schwellenwerte für Zuwendungen mit geringen Förderhöhen, bis zu welchen 

die Zuwendung über eine Festbetragsfinanzierung gewährt werden sollte, wur-

den Beträge zwischen 500 € und 10 000 € genannt. 

3. Empfehlung  

Die Festbetragsfinanzierung ist angebracht, wenn, weitreichende Kenntnisse 

über die Einnahmen des Zuwendungsempfangenden vorausgesetzt, die Höhe 

der voraussichtlich anfallenden zuwendungsfähigen Ausgaben verlässlich einge-

schätzt werden kann (Ausgabensicherheit). Es bereitet dann wenig Schwierig-

keiten, unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Einnahmen einen Festbe-

trag in angemessener Höhe festzulegen.  

Es bietet sich beispielsweise an, Personalausgaben, deren Höhe durch Tätig-

keitsmerkmale und Eingruppierung bestimmt ist, mit einem Festbetrag zu för-

dern. 

Die Festbetragsfinanzierung wäre wie folgt möglich: 

 Als Vielfaches von Kosten für bestimmte Einheiten (z. B. XX Euro je m2 

bzw. XX Euro/Stunde Personaleinsatz) – Standardisierte Einheitskosten 

 Als fester prozentualer Anteil anderer Kosten (z. B. Personalsachkosten 

werden mit 10 % der geförderten Personalkosten bezuschusst) 

 Als fester Betrag für ein Projekt (z. B. nach Prüfung der geplanten förder-

fähigen Kosten bei der Bewilligung wird ein fester Betrag auf Grundlage 

eines vorgegebenen Fördersatzes bewilligt) 

 Nach Nummer 5.2.2 der Allgemeinen Grundsätze für Förderrichtlinien (An-

lage 5 der VV-LHO zu § 44 LHO sollte bei Betriebskostenförderungen die 

Festbetragsfinanzierung gewählt werden. 

Mit der Festbetragsfinanzierung ist jedoch nicht stets eine wesentliche Verwal-

tungsvereinfachung verbunden. Das Antragsverfahren (Verwaltungsvorschriften 

Nummer 3 ff. der VV-LHO zu § 44 LHO) unterscheidet nicht zwischen beiden 

Finanzierungsarten. So muss bei allen Finanzierungsarten der Antrag bei einer 

Projektförderung einen vollständigen Finanzierungsplan, bei der institutionellen 

Förderung einen Haushalts- oder Wirtschaftsplan enthalten. Zudem muss die Be-

willigungsbehörde die Zuwendungsvoraussetzungen in gleicher Weise prüfen 

(Nummern 4 ff. der VV-LHO zu § 44 LHO).  

Der zentrale Unterschied der Finanzierungsarten liegt in der Behandlung von 

Mehreinnahmen und Minderausgaben. Dies erhöht den Anreiz zusätzliche Ein-

nahmen zu erwirtschaften bzw. Drittmittel einzuwerben.  
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Eine Verwaltungsvereinfachung und damit Erleichterung für die Zuwendungs-

empfangenden ergibt sich einerseits im Verzicht auf ein Rückforderungsverfah-

ren bei Mehreinnahmen bzw. Minderausgaben. Denn insoweit sind die zumindest 

teilweise Aufhebung des Zuwendungs- sowie der Erlass eines Rückforderungs-

bescheides entbehrlich. Darüber hinaus kann auf die Berechnung von Verzugs-

zinsen und ggf. Einleitung von Vollstreckungsmaßnahmen verzichtet werden. 

Der Verzicht auf Verzugszinsen spielt bei der Festbetragsfinanzierung eine un-

tergeordnete Rolle, weil aus der Charakteristik der Festbetragsfinanzierung in 

den seltensten Fällen ein Rückforderungsanspruch entstehen kann. 

Darüber hinaus sind die Mitteilungspflichten nach Nummer 2.1.3 der ANBest-I/P6 

für den Fall der nachträglichen Ermäßigung der Ausgaben deutlich geringer. Eine 

Mitteilungspflicht besteht erst, wenn sich die Gesamtausgaben um den vollen 

Zuwendungsbetrag ermäßigen.  

Weitergehende Vereinfachungen wären für pauschalierte Festbetragsfinanzie-

rungen denkbar. Insoweit wird auf Punkt 4. verwiesen. 

Bei Zuwendungsempfangenden, die nur in geringer Höhe durch Zuwendungen 

finanziert werden, wäre jedoch die administrative Entlastung durch Festbeträge 

erheblich und würde gegenüber dem Steuerungsinteresse der öffentlichen Hand 

zurücktreten.  

Die Landeshaushaltsordnungen einiger Bundesländer enthalten bereits Rege-

lungen, die eine bevorzugte Festbetragsfinanzierung ermöglichen, beispiels-

weise bei Zuwendungen an kommunale Körperschaften für konsumtive Zwecke 

(Baden-Württemberg, Sachsen, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Saar-

land).  

Andere Bundesländer gehen noch weiter. So sollen in Hessen Zuwendungen bis 

5.000 € stets als Festbeträge bewilligt werden, ansonsten in geeigneten Fällen. 

In Niedersachsen ist vorgeschrieben, dass die Festbetragsfinanzierung insbe-

sondere dann in Betracht kommt, wenn der Zuwendungsbetrag unter 25.000 € 

liegt. Nach der Allgemeinen Richtlinie zur Ausführung des nordrhein-westfäli-

schen Kulturfördergesetzes wird die Förderung grundsätzlich in Form einer Fest-

betragsfinanzierung gewährt, wenn die Zuwendung des Landes nicht mehr als 

50 vom Hundert der Gesamtausgaben ausmacht und die Zuwendungshöhe nicht 

mehr als 50.000 € beträgt. Schleswig-Holstein erlaubt bei pauschalierten Fest-

betragsfinanzierungen bis 50.000 € Erleichterungen in Bezug auf die Durchfüh-

rung bzw. Überprüfung der Maßnahme. Außerdem haben Sachsen und das 

Saarland jüngst Regelungen erlassen, wonach bei kleinen Maßnahmen mit Zu-

wendungen bis zu 10.000 € uneingeschränkt Festbetragsfinanzierungen zulässig 

sind. Hamburg hat ebenfalls die Möglichkeit geschaffen, bei Zuwendungen bis 

                                                           
6 Anlage 1 zu Nummer 5.1 zu VV-LHO zu § 44, Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen zur institutionellen Förderung; Anlage 2 zu Nummer 5.1 zu VV-LHO zu § 44, Allge-
meine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
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5.000 € ein vereinfachtes Zuwendungsverfahren nutzen zu können, in dem re-

gelmäßig die Festbetragsfinanzierung vorgesehen ist.  

Für Bremen mit seinen vielen kleineren Förderungen erscheint ebenfalls eine 

Festbetragsfinanzierung bei kleineren Maßnahmen bis 5.000 € sachgerecht.  

Von den insgesamt 4119 Förderfällen des Landes und der Stadtgemeinde Bre-

men in 2020 lagen fast die Hälfte (2040 Fälle: davon 2028 Projektförderungen, 

12 institutionelle Förderungen) unter dem Schwellenwert von 5.000 €: 

 

Insgesamt machte die Vielzahl dieser Fälle rund 1 % des Gesamtfördervolumens 

aus. Wurden also im Jahr 2020 nur 27 % aller Fälle über die Festbetragsfinan-

zierung gewährt, ließe sich mit der vorgeschlagenen Regelung die Festbetrags-

finanzierung mithin um gut 20% steigern. 

4. Umsetzung der Empfehlung 

Die nachstehenden Änderungen könnte zu einer deutlichen Entlastung sowohl 

der Zuwendungsgebenden als auch der – empfangenden führen. 

- Einzelne Ressorts sehen bereits anhand der aktuell geltenden Regelungen Po-

tential, die Festbetragsfinanzierungen auszuweiten. Sie werden hiermit aufgefor-

dert, ihre bisherige Praxis unter Berücksichtigung der bestehenden Regelungen 

noch einmal zu überprüfen. 

-  Es wird empfohlen, die Verwaltungsvorschrift wie folgt zu ergänzen: 

Nummer 15.2 der VV-LHO zu § 44 LHO: 
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„Bei Zuwendungen bis 5 000 Euro soll ein vereinfachtes Zuwendungsverfahren 

angewendet werden. 

Die Grundstruktur eines Zuwendungsbescheides muss gewahrt bleiben. Erforder-

lich sind zumindest die nachfolgenden Angaben 

- der oder des Zuwendungsempfangenden, 

-  des Zuwendungszwecks,  

- der Zuwendungsart,  

- der Finanzierungsart,  

- der Zuwendungshöhe und 

- der Rückforderungsmöglichkeiten. 

Als Finanzierungsart soll regelmäßig die Festbetragsfinanzierung vorgesehen 

werden. 
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III. Unterschiedliche Handhabungen der zuwendungsgebenden Res-

sorts und deren Implikationen für die Zuwendungsempfangenden 

 

Der Zuwendungsbereich stellt sich als ein sehr heterogenes Feld dar: Während 

es Ressorts gibt, die mehrere hundert Zuwendungen im Jahr bewilligen, be-

schränkt sich die Vergabe in anderen Ressorts auf eine Handvoll Förderfälle. 

Genauso verhält es sich mit den gewährten Beträgen, die von kleineren Beträgen 

(2020 wurden rund 600 kleinere Vorhaben mit bis zu 1 000 € gefördert) bis zu 

zweistelligen Millionenbeträgen reichen. Der rechtliche Rahmen ist für den ge-

samten Zuwendungsbereich derselbe, die Handhabungen der zuwendungsge-

benden Ressorts hingegen sehr unterschiedlich.  

1. Ausgangslage  

Die fachliche Zuwendungsbearbeitung erfolgt innerhalb der Ressorts in der Re-

gel durch die Fachreferate. Einzelne Ressorts haben neben der dezentralen Zu-

wendungssachbearbeitung eine zentrale Ansprechperson, die ihnen beratend 

zur Seite steht. Teilweise erfolgt die Bearbeitung (Antragsprüfung und Verwen-

dungsnachweisprüfung) zuwendungsrechtlich und fachlich federführend durch 

eine Person in Abstimmung mit einer weiteren Person (Vier-Augen-Prinzip). 

Nicht selten werden mehrere Förderungen für einen Zuwendungsempfangenden 

durch unterschiedliche Ressorts bewilligt. Wegen der durch diese Vorgehens-

weise entstehenden Doppelstrukturen durch z. B. die Erstellung zweier Be-

scheide für das selbe Projekt, zweier Verwendungsnachweisprüfungen etc., wird 

eine Vereinheitlichung des Verfahrens gewünscht. 

 

Gefordert wird der Ausbau der Digitalisierung des Verwaltungsverfahrens, aber 

auch der eines gemeinschaftlichen Förderportals für die Fördermittelabwicklung 

sowie die medienbruchfreie Kommunikation zwischen Zuwendungsempfangen-

den und Zuwendungsgebenden.  

Die Software ZEBRA wird fast überall genutzt (durch Senatsbeschluss geneh-

migte Ausnahme: bei der Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Europa (SWAE) im 

Bereich Arbeit wird das Fachverfahren VERA online verwendet). 

Eine Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens wird sowohl behördenseitig als 

auch seitens der Zuwendungsempfangenden durch die Nutzung von Musterbe-

scheiden und standardisierten Formularen sowie der Möglichkeit, Anlagen zent-

ral hinterlegen zu können, gewünscht. 

 

Die Vereinheitlichung des Verfahrens wird durch verbesserte Kommunikation ge-

genüber den Zuwendungsempfangenden angestrebt. Erste Ansätze sind verein-

zelt ressortintern vorhanden: z.B. soll ein quartalsweise durchgeführter Jour fixe 
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für Zuwendungsfragen zu einem vereinheitlichten Vorgehen in der Sachbearbei-

tung und somit auch gegenüber den Zuwendungsempfangenden beitragen.  

 

Weitere Vorschläge, das Zuwendungsverfahren zu verbessern, lauten 

 

- ressortintern Handlungsanweisungen zu erstellen, in der die Bearbeitungs-

schritte und Zuständigkeiten zwischen dem Fach- und Haushaltsreferat ge-

regelt sind, 

- Erstellung eines Leitfadens, einer Checkliste sowie regelmäßige Schulungen 

für Zuwendungsempfangende zu ermöglichen, 

- durch niedrigschwellige ressortübergreifende Nachschulungen zu einzelnen 

Schwerpunktthemen des Zuwendungsrechts durch den Senator für Finanzen 

und des Aus- und Fortbildungszentrums (AFZ) dazu beizutragen, die Hand-

habung gegenüber den Zuwendungsempfangenden weiter zu vereinheitli-

chen. 

2. Empfehlung 

Nach Auswertung der Anhörung besteht durchaus Potenzial, die unterschiedli-

chen Handlungsweisen der Ressorts spürbar zu vereinheitlichen und den admi-

nistrativen Aufwand im Zuwendungsverfahren zu verbessern. 

Dem vorausgeschickt sei, dass eine Homogenisierung der Bearbeitungsstruktu-

ren jedoch nicht im Vordergrund steht: Der Zentralisierung der Zuwendungssach-

bearbeitung innerhalb der Ressorts und auch darüber hinaus steht die Notwen-

digkeit, den einzelnen Zuwendungsfall aus der jeweiligen Fachlichkeit heraus in-

haltlich zu beurteilen und eine individuelle Ansprechperson zu haben, entgegen. 

Das Bedürfnis der Ressorts zur Beurteilung des Zuwendungsfalls aus der Fach-

lichkeit heraus steigt mit der Anzahl der Fälle. 

Doppelstrukturen im Bewilligungsverfahren sind zu vermeiden. Die Förderpro-

grammlandschaft ist an Ressorts und Fördertopflogiken ausgerichtet. Daher ist 

die Koordination ressortübergreifend zu verbessern: Bewilligungen aus einer 

„Hand“ ersparen den Zuwendungsempfangenden und den Ressorts einen nicht 

unerheblichen Arbeitsaufwand. Nach einer Auswertung aus ZEBRA erhalten 

zahlreiche Zuwendungsempfangende von verschiedenen Stellen Zuwendungen, 

obwohl das Zuwendungsrecht schon jetzt die Vorgabe macht, dass die Bewilli-

gung und damit das Zuwendungsverfahrens für eine Einrichtung oder ein Vorha-

ben in geeigneten Fällen von einer Behörde erfolgen soll (Nummer 1.4 der VV-

LHO zu § 44 LHO). Welche anderen Ressorts Bewilligungen erteilen, kann von 

den Bewilligungsstellen auch im Einzelfall in ZEBRA eingesehen werden. Per-

spektivisch sind deshalb nicht nur Einzelförderungen aufeinander abzustimmen, 

sondern auch Förderprogramme zwischen den Ressorts zu koordinieren.  

 



 

18 
 

Bezüglich einer optimierten Digitalisierung und der Nutzung eines Online-Förder-

portals wird auf die Beantwortung der Ziffern VII und VIII verwiesen. Jedenfalls 

sollte im Zuge der Einführung der Online-Antragsstellung und des Online-Förder-

portals ein einheitlicher Zugang zu den Förderrichtlinien gewährleistet werden. 

Der Erlass von Förderrichtlinien dient der Konkretisierung des Ermessens für den 

jeweiligen Förderbereich und der Transparenz der Verwaltungspraxis. Für geeig-

nete Förderbereiche sollen ausschließlich Förderrichtlinien und keine internen 

Vorschriften erlassen werden. 

Die Kommunikation zwischen den Ressorts mit dem Ziel der Verwaltungsverein-

heitlichung und -vereinfachung sollte verbessert werden, Nachschulungen be-

darfsgerecht erfolgen. Aufgrund der inhomogenen Zuwendungsfälle erscheint 

die Erstellung vereinheitlichter Bewilligungsbescheide („Musterbescheide“) nicht 

praxisnah und sachgerecht. Die Vereinheitlichung der Tenorierung der Be-

scheide könnte jedoch sowohl für die zuwendungsgewährenden Stellen eine Hil-

festellung sein, als auch für die Zuwendungsempfangenden für ein besseres Ver-

ständnis sorgen, da der Tenor die in jedem Bescheid in gleicher Weise genutzte 

Entscheidungsformel, die den wesentlichen Entscheidungsinhalt zusammenfas-

send umschreibt, darstellt. 

3. Umsetzung der Empfehlung 

- Vermeidung von Doppelstrukturen im Bewilligungsverfahren 

Alle Ressorts werden ausdrücklich gebeten, die Nummer 1.4 der VV-LHO zu § 

44 LHO zu berücksichtigen. Einzelne Ressorts haben bereits im Austausch mit 

dem Senator für Finanzen zugesagt, ihre Zuwendungspraxis zu überprüfen bzw. 

in Einzelfällen umgehend Anpassungen vorzunehmen. 

Damit die anteilige Finanzierung anderer Behörden/Ressorts auch im Rechen-

schaftsbericht transparent ausgewiesen werden kann, wird eine verbesserte 

technische Darstellung von Förderungen für eine Einrichtung oder ein Vorhaben 

durch mehrere Stellen aus einer „Hand“ von SF geprüft. Zum aktuellen Stand 

lassen sich aus ZEBRA heraus die für den jeweiligen Produktplan ausgewiese-

nen Bewilligungen nicht um die Finanzierungsanteile anderer Ressorts korrigie-

ren. Es bedarf einer manuellen Korrektur. Im Zuge der Einführung von ZEBRA 

2.0 wird von SF geprüft, inwiefern eine technische Lösung gefunden werden 

kann.  

- Quartalsweiser Jour fixe 

Der Senator für Finanzen wird die zuwendungsgebenden Ressorts quartalsweise 

zu einem Austausch im Format eines virtuell organisierten Jour fixe einladen. Das 

AFZ begrüßt den Austausch und hat bereits seine Teilnahme zugesagt. Gegen-

stand des Austauschs soll es sein, kurzfristig Schulungs- und Nachschulungsbe-

darfe zu ermitteln, Praxisprobleme unbürokratisch im Austausch zu lösen und die 

ressortübergreifende Kommunikation zu verbessern. 
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- Potenzial von ZEBRA ausschöpfen: 

ZEBRA wird überwiegend und vorschriftskonform gemäß Nummer 16.8 der VV-

LHO zu § 44 LHO von den Ressorts genutzt. Darüber hinaus wird darauf auf-

merksam gemacht, dass über die Erfassung der Daten hinaus weitere Funktio-

nen der Anwendung wie Zahlungsverwaltung, Terminverwaltung u.v.m. genutzt 

werden sollten. Der über das AFZ (aber auch online) erhältliche Leitfaden, der 

Punkt für Punkt durch die Anwendung führt, stellt die Möglichkeiten des Systems 

anschaulich dar. ZEBRA verfügt z.B. über ein Terminerinnerungssystem, wel-

ches beim Anlegen der Zuwendungsfälle unter Beachtung der Landeshaushalts-

ordnung und den Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur insti-

tutionellen Förderung und Projektförderungen entsprechend Fristen und Termine 

festlegt. Bei einer Fristüberschreitung wird aus ZEBRA heraus eine Erinnerungs-

mail an die zuständigen Sachbearbeiter:innen verschickt.  Perspektivisch wird 

ZEBRA 2.0 neben einem modernen und intuitiven Design und einer verbesserten 

Navigation ein noch effizienteres Verwaltungshandeln ermöglichen. 

 

- Erstellung einer Mustertenorierung 

 

Der Senator für Finanzen wird zur Vereinheitlichung aller Zuwendungsbewilligun-

gen eine Musterorientierung als Unterstützung für die Bescheiderstellung entwi-

ckeln. 

 

- Änderung der Nummer 16.2 der VV-LHO zu § 44LHO: 

 

Eine Änderung der Nummer 16.2 der VV-LHO zu § 44LHO wird vorgeschlagen: 

„Für geeignete Zuwendungsbereiche soll die Bewilligungsbehörde Förderrichtli-

nien und/oder interne Richtlinien und Handlungsanweisungen erlassen.  

Dies ist regelmäßig der Fall, wenn Förderrichtlinien fachspezifische Regelungen 

(Förderprogramme) erfordern. 

Bei der Entwicklung von Förderrichtlinien sind die „Grundsätze für Förderrichtli-

nien“ (Anlage 5) zu beachten. Dieses Gliederungsschema ist verbindlich. In be-

gründeten Fällen kann die Bewilligungsbehörde hiervon abweichen. 

Nach Bekanntgabe der Förderrichtlinien ist der Senator für Finanzen und dem 

Rechnungshof jeweils ein Exemplar durch die Bewilligungsbehörde zu übersen-

den. 

Förderrichtlinien sind im Transparenzportal zu veröffentlichen. 

Die Bewilligungsbehörden haben Förderrichtlinien dem Senator für Finanzen 

und dem Rechnungshof unverzüglich nach Erlass zur Kenntnis zu geben. 
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Im Zuge der Einführung der Online-Antragsstellung und des Online-Förderportals 

ist ein einheitlicher Zugang zu den Förderrichtlinien zu gewährleisten. Für geeig-

nete Förderbereiche sollen ausschließlich Förderrichtlinien und keine internen 

Vorschriften erlassen werden. 
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IV. Kriterien für die vermehrte Einführung von Förderpauschalen 

 

Kriterien für die vermehrte Einführung von Förderpauschalen sind bislang nicht 

vorhanden - werden aber vonseiten der Praxis gefordert, weil insbesondere hin-

sichtlich zweier Aspekte, ein Änderungsbedarf gesehen wird: 

Zum einen herrscht oft Unsicherheit darüber, welche Posten grundsätzlich einer 

Pauschale zuzuordnen sind. Zum anderen werden nicht selten Ausgaben von 

Zuwendungsgebenden individuell als nicht zuwendungsfähig definiert und aus 

den Gemeinkosten gestrichen oder Gemeinkosten werden bei geförderten Pro-

jekten gemeinnütziger Organisationen sehr unterschiedlich von der Verwaltung 

bemessen und oft aus Sicht der Zuwendungsempfangenden als zu niedrig ange-

setzt. 

1. Ausgangslage 

Gemäß der Nummer 2.4 der VV-LHO zu § 44 LHO sollen der Bemessung von 

zuwendungsfähigen Ausgaben feste Beträge für eine bestimmte Einheit, soweit 

dies möglich ist, zugrunde gelegt werden. Hierfür kommen nach Nummer 2.4.1 

vor allem Zuwendungen in Betracht, bei denen einzelne Ausgaben nur mit erheb-

lichem Aufwand genau festgestellt und belegt werden können, jedoch eine sach-

gerechte Pauschalierung dieser Ausgaben möglich ist, z.B. der Prozentsatz von 

vorgesehenen Ausgaben wie Verwaltungs-/Gemeinkostenpauschalen, Büroar-

beitsplatzpauschalen o.ä.  

Zu den Gemeinkosten (Synonym auch als Overhead-, Verwaltungskosten, indi-

rekte, administrative Kosten und im Folgenden als indirekte Kosten bezeichnet) 

gehören jene Ausgaben, die dadurch entstehen, dass Zuwendungsempfangende 

eine Infrastruktur aufrechterhalten müssen, die nur einen mittelbaren Bezug zu 

den einzelnen geförderten Projekten hat, für die Projektumsetzung jedoch not-

wendig ist. Indirekte Kosten sind somit alle Ausgaben, bei denen ein unmittelba-

rer Projektbezug nicht belegt werden kann bzw. nicht eindeutig und vollständig 

darstellbar ist. 

Nur der Vollständigkeit halber genannt, aber nicht näher betrachtet werden, soll 

hier die Förderung von erbrachten Einheiten auf der Basis sogenannter Stan-

dardeinheitskosten. Die Kosten der zu erbringenden Einheit (z.B. einer Unter-

richtsstunde) werden im Vorfeld beziffert und anschließend für jede nachweislich 

erbrachte Einheit pauschal ausgezahlt. Die Berechnung der Kosten erfolgt also 

nicht proportional zu einer bestimmten Quantität: das heißt, Standardeinheitskos-

ten verringern sich proportional, wenn die Mengen geringer ausfallen. 

Zu den indirekten Kosten gehören insbesondere: 

-  Alle Ausgaben für anteilige allgemeine Verwaltungs- und Managementaufga-

ben (administrative Kosten z.B. für Geschäftsführung, Sekretariat) 
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-  Alle allgemeinen Sachausgaben und Ausgaben für allgemeine Dienstleistun-

gen (z.B. Ausgaben für Rechtsberatung, IT- Infrastruktur, Versicherungen, 

Raumkosten für Küche, Sozialräume, Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit) 

- Sachausgaben für Reinigung, Hygiene, Bürobedarf und allgemeine Unterhalts-

arbeiten 

Dagegen gehören die Kosten der Bewirtung von Gästen beispielsweise nicht zu 

den indirekten Kosten, denn sie sind nicht für die Aufrechterhaltung des Betriebes 

notwendig. 

In Abgrenzung zu den indirekten Kosten sind direkte Kosten die Ausgaben, die 

dem Vorhaben unmittelbar, nachweisbar und eindeutig zugerechnet werden kön-

nen (z.B. die Ausgaben für das sozialversicherungspflichtig beschäftigte Perso-

nal). 

Im Rahmen der Strukturfonds räumt die Europäische Union ihren Mitgliedsstaa-

ten bereits seit vielen Jahren umfangreiche Möglichkeiten zur Nutzung von Pau-

schalen ein, von denen beispielsweise im Bereich des Europäischen Sozialfonds 

(ESF). auf Basis von Artikel 68 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1303/20137 

bzw. aktuell Artikel 54 b VO (EU) 2021/10608 bereits seit längerem intensiv Ge-

brauch gemacht wird. Bereits für die Förderperiode 2007 – 2013 genehmigte die 

Europäische Kommission einen individuell durch die Verwaltungsbehörde Bre-

mens hergeleiteten Pauschalsatz von 18 % der Kosten des hauptamtlichen Per-

sonals zur Deckung indirekter Kosten. In der Förderperiode 2014 – 2020 ist von-

seiten der Kommission selbst ein Pauschalsatz von bis zu 25 % der förderfähigen 

direkten Kosten (Artikel 68 Abs. 1 a) für die Abrechnung der förderfähigen direk-

ten Personal- und Sachkosten und ein Pauschalsatz von bis zu 15 % (Artikel 68 

Abs. 1 b) für die förderfähigen direkten Personalkosten hergeleitet worden, der 

von den Mitgliedsstaaten ohne weitere Vorabberechnung übernommen werden 

kann. Auch zahlreiche andere Länder wie beispielsweise Baden-Württemberg 

und Bayern machen von dieser Möglichkeit ebenfalls Gebrauch.  

                                                           
7 VERORDNUNG (EU) Nr. 1303/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den 
Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohä-
sionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates 
8 VERORDNUNG (EU) 2021/1060 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RA-
TES  
vom 24. Juni 2021 
mit gemeinsamen Bestimmungen für den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
den Europäischen Sozialfonds Plus, den Kohäsionsfonds, den Fonds für einen gerechten 
Übergang und den Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit 
Haushaltsvorschriften für diese Fonds und für den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, 
den Fonds für die innere Sicherheit und das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich 
Grenzverwaltung und Visumpolitik 
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2. Ergebnis der Anhörung 

Die Möglichkeit der Pauschalierung der zuwendungsfähigen Ausgaben wird 

überwiegend als vorteilhaft angesehen, da sie dem Steuerungsinteresse des 

Landes nicht zuwiderläuft, zugleich aber den Verwaltungsaufwand für Zuwen-

dungsgebende und -nehmende minimieren kann. Deshalb wird für die Verwen-

dung von Pauschalen ein hohes Potenzial gesehen und deren Nutzung zur Ver-

ringerung des Verwaltungsaufwandes jedenfalls dann befürwortet, wenn es ge-

lingt, den Aufwand für die Herleitung der jeweiligen Pauschale zu reduzieren.  

 

Zum Teil sehen bereits Richtlinien Gemeinkostenpauschalen von bis zu 20 % der 

förderfähigen Personalkosten vor. Diese Option wird im Rahmen des Geltungs-

bereichs dieser Richtlinien in der Regel dann genutzt, wenn Personalkosten im 

Projekt beantragt werden.  

 

In anderen Bereichen werden im Antragsverfahren pauschalierte Sachkosten in 

Höhe von 12 % auf die bewilligten Personalkosten angerechnet, es wird aber 

vereinzelt auch von Zuwendungsfällen berichtet, in denen eine Verwaltungspau-

schale von 6 %, ohne dass für die Zuwendungsempfangenden nachvollziehbare 

Kriterien erkennbar wären, angewendet wird.  

 

Eine Vereinheitlichung der Richtlinien zum Thema Pauschale wird jedenfalls ge-

wünscht. 

3. Empfehlung 

Es sollte ermöglicht werden, dass die Zuwendungsempfangenden bei Projektför-

derungen für indirekte, schwer zu ermittelnde Kosten eine allgemeine Gemein-

kostenpauschale mit einem festgelegten Pauschalsatz beantragen können. Le-

diglich für den Fall, dass die Zuwendungsempfangenden parallel auch eine insti-

tutionelle Förderung erhalten, sollte die Gewährung einer Pauschale ausge-

schlossen sein, weil davon ausgegangen wird, dass die Gemeinkosten bereits 

über die institutionelle Förderung abgegolten werden. Ein Mitnahmeeffekt soll 

ausgeschlossen werden. 

Die Gemeinkostenpauschale erleichtert den Sachbearbeitenden den Prüfauf-

wand und den Antragstellenden den Aufwand der Begründungen und Auflistun-

gen der Ausgaben im Einzelnen. Gerade bei den indirekten Kosten ist es beson-

ders aufwendig, die Beträge der Einzelposten zu ermitteln. In der Praxis wird 

deshalb oft eine Kostenpauschale in Form eines Prozentsatzes der sonstigen 

zuwendungsfähigen Ausgaben angesetzt. Beim Bund sind Sätze zwischen 4 % 

und 25 % anzutreffen.9 Allgemein gültige Maßstäbe für die Herleitung einer Kos-

tenpauschale für indirekte Kosten gibt es demnach nicht, allerdings bewährte 

                                                           
9 Krämer/Schmidt, 2.5.1 Rn. 38  
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sich der 15 %ige Pauschalsatz der Europäischen Kommission, sodass er unver-

ändert in die neue Förderperiode von 2021 – 2027 überführt wurde.  

In dem „2. Bericht über die Umsetzung des Gemeinsamen Programm von Bund 

und Ländern für eine leistungsstarke, bürger- und unternehmensfreundliche Ver-

waltung vom 2. Dezember 2020“ ( Stand: 26. April 2022) des gemeinsamen Ar-

beitsprogramms für Verwaltungsmodernisierung und Bürokratieabbau der Bun-

deskanzlerin und der Regierungschefinnen und Regierungschefs (vom 

02.12.2020), wird die Nutzung von Pauschalen und Festbeträgen und deren Aus-

gestaltung behandelt und darauf hingewiesen, dass auch auf Bundesebene die 

Möglichkeit der Pauschalierung in den Verwaltungsvorschriften zwar geregelt , 

die Ausgestaltung im Einzelnen jedoch eine Frage des Haushaltsvollzugs sei. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) hat zum Beispiel im Ein-

vernehmen mit Bundesrechnungshof und dem Bundesministerium für Finanzen 

Grundsätze für Pauschalen in der ESF Plus Förderung der Förderperiode 2021-

2027 erlassen. Die Veröffentlichung (auf der Homepage des Bundesministeriums 

für Arbeit und Soziales) erfolgt in Kürze. 

Da es für die Herleitung eines angemessenen Pauschalsatzes bislang keine Vor-

gaben gibt und die Herleitung in einzelnen Bereichen sehr aufwendig ist, werden 

zur stärkeren Nutzung von Pauschalen zwei Optionen in Anlehnung an die oben-

genannten EU- Verordnungen vorgeschlagen.  

3.1 Kriterien für die Festlegung eines individuellen Pauschalsatzes für ei-

nen Förderbereich von bis zu 25 % der förderfähigen direkten Kosten 

Anhand der für den jeweiligen Förderbereich üblicherweise anfallenden indirek-

ten Kosten (Definition siehe oben) ist ein angemessener Prozentsatz zu bilden. 

Die Kalkulation ist nachvollziehbar zu dokumentieren. Die Pauschale ist - um eine 

einheitliche Entscheidungspraxis sicherzustellen - in einer Förderrichtlinie festzu-

legen.  

Mithin sollte es möglich sein, anhand der in den Grundsätzen zu den Förderricht-

linien vorgegebenen Kriterien (siehe entsprechender Änderungsvorschlag in der 

Synopse: Anlage 5 zu Nummer.16.2 der VV-LHO zu § 44 LHO, Grundsätze für 

Förderrichtlinien - ANBest-Förderrichtlinien) eine Gemeinkostenpauschale zu be-

antragen, die 25 % der direkten nachgewiesenen Ausgaben nicht überschreiten 

darf. 

3.2 Genereller Pauschalsatz von 15 % der förderfähigen direkten Perso-

nalkosten  

Als Alternative wird empfohlen, in 2.4.1 der VV-LHO zu § 44 LHO für die Abrech-

nung der indirekten Kosten - ohne individuelle Herleitung, aber in einer Förder-

richtlinie (ggf. auch für Modellprojekte) festgelegt - einen Berechnungssatz von 

15 % der Ausgaben für das hauptamtlich sozialversicherungspflichtig beschäf-

tigte Projektpersonal als Gemeinkostenpauschale vorzugeben. Zu den Personal-
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kosten gehören ausschließlich Kosten für angestellte Mitarbeitende des Unter-

nehmens. Honorare für externe Kräfte oder Auftragnehmende werden entweder 

den Sachkosten zugeordnet oder bilden eine eigene Kostenart.  

Die Anerkennung kann nur erfolgen, sofern indirekte, administrative Kosten nicht 

bereits in anderen Vereinfachungsoptionen, die auf ein Projekt angewendet wer-

den, enthalten sind. 

Der Pauschalsatz für indirekte Kosten ist prozentual direkt an die tatsächlich ent-

standenen Ausgaben für das Projektpersonal gekoppelt. Wenn die nachzuwei-

senden Personalkosten sinken, sinkt auch der Betrag für die indirekten Kosten 

entsprechend. Zusätzlich oder anstelle des jeweils vorgesehenen Pauschalsat-

zes für indirekte Kosten können keine Ausgaben im Wege der Einreichung von 

Einzelbelegen für indirekte Ausgaben geltend gemacht werden. 

3.3  Verfahrensvereinfachung für Pauschalen 

Bei der Antrags- und Verwendungsnachweisprüfung kann in Bezug auf die Ge-

meinkostenpauschale auf eine detaillierte Aufschlüsselung der Kosten verzichtet 

werden. Es genügt insofern, wenn im Sachbericht eine Darlegung und Dokumen-

tation zweckentsprechenden Verwendung des geförderten Vorhabens erfolgt. 

4. Umsetzung der Empfehlung 

Eine Änderung der Verwaltungsvorschriften sollte wie folgt vorgenommen wer-

den:  

2.4.1 der VV-LHO zu § 44 LHO, Ergänzung durch Satz 2: 

„Als Gemeinkostenpauschale können, soweit dies in einer Förderrichtlinie fest-

gelegt ist, 15% der Ausgaben für das hauptamtlich sozialversicherungspflichtig 

beschäftigte Projektpersonal anerkannt werden. Alternativ kann ein Betrag in 

Höhe von bis zu 25% der direkten Ausgaben, sofern in einer Förderrichtlinie fest-

gelegt, auf Basis einer fundierten Kalkulation zugrunde gelegt werden. Eine Ge-

meinkostenpauschale ist generell unzulässig für Projektförderungen, die parallel 

zu einer institutionellen Förderung zur Deckung der gesamten Ausgaben des Zu-

wendungsempfängers gewährt werden.“ 

Nummer 10.2 der VV-LHO zu § 44 LHO und Nummer 6.1. der ANBest-P wird 

(jeweils um Satz 3) und Nummer 5.1 der ANBest-GK (um Satz 2) wie folgt er-

gänzt: 

„In Bezug auf Pauschalen genügt die Darlegung und Dokumentation der zweck-

entsprechenden Verwendung (Sachbericht)..“ 

Zur Vereinfachung und Vereinheitlichung der Nutzung von Förderpauschalen 

werden außerdem als Ausführungshilfe die Grundsätze für Förderrichtlinien (An-

lage 5 zu Nummer 16.2 der VV-LHO zu § 44 LHO) ergänzt. Der aktuelle Absatz 

unter Nummer 5.4 Bemessungsgrundlage wird zu 5.4.1 und Nummer 5.4.2 wie 

folgt eingefügt: 
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„5.4.2  

Als Gemeinkosten werden alle Ausgaben bezeichnet, bei denen ein unmittelba-

rer Projektbezug nicht belegt werden kann oder der unmittelbare Projektbezug 

nicht eindeutig und vollständig darstellbar ist. Dazu gehören:  

1. Alle Ausgaben für anteilige allgemeine Verwaltungs- und Managementaufga-

ben (administrative Kosten z.B. für Geschäftsführung, Sekretariat) 

2. Alle allgemeinen Sachausgaben und Ausgaben für allgemeine Dienstleistun-

gen (z.B. Ausgaben für Rechtsberatung, IT- Infrastruktur, Versicherungen, 

Raumkosten für Küche, Sozialräume, Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit) 

3. Sachausgaben für Reinigung, Hygiene, Bürobedarf und allgemeine Unterhalts-

arbeiten“ 

Darüber hinaus wird zur Verwaltungsvereinfachung die Maske in ZEBRA 2.0 ent-

sprechend angepasst und ein Feld zur pauschalen Ermittlung der Gemeinkosten 

entsprechend der Empfehlungen programmiert.  
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V. Kriterien für die vermehrte Nicht-Anrechnung von Spenden und 

Bußgeldern auf die Zuwendungssummen 

 

1. Ausgangslage 

Ein wichtiges und bundesweit geltendes Prinzip im Zuwendungsrecht ist das 

Subsidiaritätsprinzip, d.h. die Zuwendungsempfangenden müssen sämtliche ih-

rer verfügbaren Mittel einsetzen, bevor sie auf öffentliche Mittel zurückgreifen 

können. Hierdurch wird dem Gebot, alle öffentlichen Mittel wirtschaftlich und 

sparsam einzusetzen (§ 7 LHO), Rechnung getragen. In der Praxis wiederholen 

sich jedoch die Forderungen erstens Spenden und zweitens Bußgelder auf die 

Förderung nicht anrechnen lassen zu müssen.  

Gemäß Nummer 1.2 der ANBest-I/P sind bei institutioneller Förderung „alle“ bzw. 

bei Projektförderung „die“ eigenen Mittel und mit dem Zuwendungszweck zusam-

menhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter) des Zuwen-

dungsempfangenden als Deckungsmittel für alle Ausgaben einzusetzen. Zu den 

einzusetzenden Mitteln gehören auch Spenden und Einnahmen aus Bußgeld-

Zuweisungen (zu den Begriffen siehe noch nachstehend). Dementsprechend hat 

der Zuwendungsempfangende die Bewilligungsbehörde gemäß den Auflagen 

zum Zuwendungsbescheid auch über im laufenden Haushaltsjahr eingehende, 

unvorhergesehene Spenden bzw. Bußgeld-Zuweisungen zu unterrichten (Num-

mer 2.3 und 5 der ANBest-I/P) und die Zuwendung kann nachträglich gemindert 

werden (Nummer  2 der  ANBest-I/P). 

Nur im Falle der Festbetragsfinanzierung verbleiben die Mehreinnahmen – und 

damit auch Spenden und Bußgeldzuweisungen - und Minderausgaben bei den 

Zuwendungsempfangenen (Nummer 2.3 der VV-LHO zu § 44 LHO). 

1.1  Anrechnung von Spenden 

Der Begriff „Spende“ bezeichnet eine freiwillige Zahlung einer Privatperson oder 

eines Unternehmens zur Unterstützung eines bestimmten Zwecks. Spenden 

mehren die Eigenmittel, die ein freier Träger zur Verfügung hat. Grundsätzlich 

wird bei der Prüfung der Anrechenbarkeit von Spenden auf den Förderbetrag 

differenziert, ob  

- eine institutionelle Förderung oder Projektförderung vorliegt,  

- eine zweckfreie oder zweckgebundene Spende gegeben ist und 

- ob die Spende zu Förderbeginn oder im laufenden Haushaltsjahr eingeht. 

Bei einer Projektförderung sind „der Eigenanteil“ und alle mit dem Zuwendungs-

zweck zusammenhängenden Einnahmen, d.h. u.a. auch Spenden als Deckungs-

mittel für das Projekt einzusetzen (Nummer 1.2 der ANBest-P). Ein Eigenanteil 

ist nur insoweit vorzusehen, wie es der Zuwendungsempfangende nach seiner 
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Entscheidung unter Berücksichtigung seiner sonstigen Aktivitäten für angemes-

sen hält und wie es seinem Eigeninteresse entspricht. Der Eigenanteil ist von der 

Bewilligungsbehörde unter Berücksichtigung der Interessenlage des Zuwen-

dungsgebers und der Haushaltslage festzulegen.  

Bei institutionellen Förderungen sind hingegen per se „alle eigenen Mittel“ und 

mit dem Zuwendungszweck zusammenhängenden Einnahmen, d.h. auch Spen-

den als Deckungsmittel einzusetzen (Nummer 1.2 der ANBest-I). Hintergrund 

hierfür ist, dass die gesamte Einrichtung gefördert wird. 

Zum Förderungsbeginn eingehende, zweckfreie Spenden an institutionell geför-

derte Einrichtungen sind mithin in den von den Zuwendungsempfangenden auf-

zustellenden Haushalts- oder Wirtschaftsplan als Eigenmittel aufzunehmen und 

mindern den Soll-Zuwendungsbedarf. Bei zweckgebundenen Spenden ist dies 

dann der Fall, wenn die Zweckbindung des Spendenden eine zuwendungsfähige 

Ausgabe betrifft. 

Im laufenden Haushaltsjahr eingehende, unvorhergesehene zweckfreie Spen-

den stellen eine nachträgliche Erhöhung der allgemeinen Deckungsmittel der 

Einrichtung dar, wodurch sich die Zuwendung mit Ausnahme bei der Festbe-

tragsfinanzierung ermäßigt. Zweckgebundene Spenden können hingegen nur 

dann in Anrechnung kommen, wenn sie eine geförderte Maßnahme betreffen. 

Spenden, die für das betreffende Projekt bestimmt sind, sind ebenfalls grund-

sätzlich als Teil der Projektfinanzierung in den Finanzierungsplan aufzunehmen. 

Unvorhergesehene Spenden (Mehreinnahmen) hat der Zuwendungsempfan-

gende prinzipiell ebenfalls als Deckungsmittel einzusetzen, die Bewilligungsstelle 

darüber zu informieren (s.o.) und die Zuwendung ermäßigt sich entsprechend, 

Nummer 1.2 in Verbindung mit Nummer 2 der ANBest-P. Soweit Spenden jedoch 

über den vom Zuwendungsgebenden festgelegten, zu erbringenden Eigenanteil 

hinausgehen, verbleiben sie dem Zuwendungsempfangenden für andere Zwe-

cke.  

Zusammenfassend lässt sich für Spenden festhalten, dass für eine Nichtanrech-

nung sowohl bei einer institutionellen Förderung als auch einer Projektförderung 

maßgeblich ist, dass diese einer Zweckbestimmung unterliegen, die hinsichtlich 

ihrer Verwendung außerhalb der zuwendungsfähigen Ausgaben stehen. Mithin 

hat es der Spendende mittels der Zweckbestimmung in der Hand, dass die Mittel 

nicht angerecht werden und einen „Mehrwert“ (u.a. zur Finanzierung von Mehr-

ausgaben, Erweiterung des Angebots) für den Zuwendungsempfangenden 

schaffen. Darüber hinaus gibt es bei Projektfinanzierungen durch die Festlegung 

des angemessenen Eigenanteils gewisse Spielräume.  

Ausgehend von der geltenden Rechtslage wird nach Auswertung der Anhörung 

aus Sicht der zuwendungsgebenden Ressorts und Zuwendungsempfangenden 

überwiegend kein konkreter Handlungsbedarf gesehen. Ein Ressort weist ent-

sprechend Nummer 2.3 der ANBest-I bzw. Nummer 2.2 der ANBest-P in seinen 
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Bescheiden bereits standardmäßig darauf hin, dass Mehreinnahmen in Rück-

sprache mit dem Zuwendungsgeber zur Finanzierung von Mehrausgaben im Be-

willigungszeitraum eingesetzt werden können, wenn die Mehreinnahmen vom 

Zuwendungsempfangenden aktiv eingeworben worden sind und die Mehrausga-

ben zur Erfüllung des Zuwendungszweckes notwendig sind. Ungeachtet dessen 

besteht die Möglichkeit für einzelne Zuwendungsbereiche im Einvernehmen mit 

dem Senator für Finanzen und nach Anhörung des Rechnungshofs in Ausnahme 

von dem Subsidiaritätsgrundsatz besondere Regelungen zuzulassen (Nummer 

16.3 der VV-LHO zu § 44 LHO).  

1.2  Anrechnung von Bußgeld-Zuweisungen (Geldauflagen) 

Der Begriff „Geldbuße“ (oder „Bußgeld“) bezeichnet eine Geldzahlung, die im 

Zuge eines Verwaltungsverfahrens wegen einer Ordnungswidrigkeit gegen eine 

natürliche Person oder eine Personenvereinigung verhängt wird, um ein norm-

widriges Verhalten zu sanktionieren (siehe z.B. § 17 Ordnungswidrigkeitenge-

setz).  

Geldbußen werden ausschließlich an die Staatskasse gezahlt und kommen nicht 

freien Trägern zugute. Die Begriffe „Bußgeld“ oder „Geldbuße“ werden häufig – 

juristisch nicht korrekt – anstelle des Begriffs „Geldauflage“ verwendet.  

Der Begriff „Geldauflage“ bezeichnet eine Zahlung, zu der eine natürliche Person 

im Zuge eines Ermittlungs-/Strafverfahrens verpflichtet wird (siehe §§ 56b Straf-

gesetzbuch, 153a Strafprozessordnung, 15 Jugendgerichtsgesetz). Eine Geld-

auflage kann zugunsten einer gemeinnützigen Einrichtung, mithin zugunsten ei-

nes freien Trägers, auferlegt werden. Ebenso wie Spenden mehren auch Geld-

auflagen die Eigenmittel, die einem freien Träger zur Verfügung stehen.  

Gerichtlich oder staatsanwaltschaftlich angeordnete Geldauflagen haben keine 

Zweckbindung. Ordnet das Gericht oder die Staatsanwaltschaft die Zahlung einer 

Geldauflage an eine gemeinnützige Einrichtung bzw. einen freien Träger an, so 

wird in dem Beschluss/Bescheid zwar die Einrichtung bzw. der freie Träger als 

solches verbindlich benannt, aber eben nicht ein konkretes Projekt. So kommt 

beispielsweise eine einem Verein zugewiesene Geldauflage diesem als solche 

zugute, ohne dass vorgegeben wird, für welches seiner vielen Projekte er die 

Geldauflage einzusetzen hat.  

Zahlungen aus Geldauflagen erhöhen damit stets die Eigenmittel des jeweiligen 

freien Trägers. Da Eigenmittel vorrangig einzusetzen sind, vermindert sich die 

Höhe der Zuwendung, soweit einem freien Träger Geldauflagen zugewiesen wer-

den und eine Zuordnung zu einem geförderten Zweck erfolgen kann. 
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2. Empfehlung 

Es wird zur Klarstellung für die Zuwendungsbearbeitung darauf hingewiesen, 

dass Grundlage für die bewilligte Zuwendung und damit Bestandteil des Zuwen-

dungsbescheides der Wirtschafts- bzw. Finanzierungsplan mit den dort veran-

schlagten Ausgaben ist. 

Die Zuwendungsempfangenden haben Mehreinnahmen offenzulegen (siehe 

ausführlich hierzu oben). 

Unter Nummer 2.3 der ANBest-I bzw. Nummer 2.2 der ANBest-P ist geregelt, 

dass bei einem sächlichen Zusammenhang von Mehreinnahmen und Mehraus-

gaben auf eine Ermäßigung der Zuwendung verzichtet werden kann.  

Durch eine Ergänzung der Verwaltungsvorschriften sollte verdeutlicht werden, 

dass bei Spenden auf den Willen des Spendenden abzustellen ist und es sich 

ggf. dementsprechend dann nicht um Deckungsmittel handelt, wenn andere oder 

zusätzliche Ausgaben gefördert werden sollen. 

Zudem wird darauf hingewiesen, dass Zahlungen aus Geldauflagen stets als Ei-

genmittel der Zuwendungsempfangenden in voller Höhe einzusetzen sind. 

3. Umsetzung der Empfehlung 

Ergänzung der VV-LHO durch Nummer 2 der ANBest-I/P: 

„2.4 Bei der Anrechnung von Spenden ist auf den Willen des Spendenden abzu-

stellen. Dementsprechend handelt es sich bei Spenden nicht um Deckungsmittel, 

wenn mit ihnen über den Zuwendungszweck hinaus andere oder über die zuwen-

dungsfähigen Ausgaben hinaus zusätzliche Ausgaben gefördert werden sollen.“ 
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VI. Flexible Vergabe von Mitteln zu mehreren Terminen im Jahr 

 

Erörtert wird, wie flexibel sich die Vergabe von Zuwendungsmitteln in Bremen 

aktuell gestaltet und ob sich die Aufwände bei einer flexibleren Handhabung für 

die Zuwendungsempfangenden aber auch für die zuwendungsgewährenden Be-

hörden vermindern würden.  

1. Ausgangslage 

Vorangestellt sei hier, dass die rechtlichen Regelungen im Land Bremen nicht 

vorschreiben, dass Zuwendungen nur zu einem oder zwei Terminen im Jahr be-

willigt werden dürfen bzw. können. Eine flexiblere Handhabung ist möglich und 

liegt in der eigenen Verantwortung der jeweiligen Zuwendungsgebenden. 

Anders als bei der Bewilligung der Zuwendung ist die Auszahlung der Zuwen-

dung gleichlautend zu den Regelungen der meisten anderen Länder in Bremen 

an zuwendungsrechtliche Vorgaben gebunden. Nach Nummer 7.2 der VV-LHO 

zu § 44 LHO dürfen Zuwendungen nur insoweit und nicht eher ausgezahlt wer-

den, als sie voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung für fäl-

lige Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt werden. Dabei 

kann die Behörde die Auszahlung eines Restbetrages von bis zu 10 % von der 

Prüfung des Verwendungsnachweises abhängig machen (Nummer 5.3.7 der VV-

LHO zu § 44 LHO). Grundsätzlich erfolgt die Auszahlung von Zuwendungen mit-

hin als Vorauszahlung. 

Der Sinn dieser Begrenzungen ergibt sich aus dem Grundsatz der Wirtschaftlich-

keit der Verwaltung. Den Zuwendungsempfangenden soll kein Geld zur Verfü-

gung gestellt werden, das sie nicht alsbald nach der Auszahlung benötigen.10 

Vorauszahlungen sind für die Zuwendungsgebenden bis zur Prüfung der Nach-

weise immer mit dem Risiko verbunden, dass die Mittel im Falle der nicht zweck-

entsprechenden Verwendung sehr verwaltungsaufwendig zurückgefordert wer-

den müssen. Der Wunsch der Praxis nach schneller Liquidität hingegen ist auch 

unbestritten. Das vom Bund eingeführte Abrufverfahren, nach dem die Zuwen-

dungsempfangenden Fördermittel am Tage des Bedarfs für fällige Zahlungen di-

rekt bei der Bundeskasse abgerufen werden können, war in der Vergangenheit 

mit so großen Praxisproblemen behaftet, dass dieses insbesondere für die Zu-

wendungsempfangenden nicht zur Verwaltungsvereinfachung geführt hat: Zum 

Beispiel sind in diesem Verfahren keine Anforderungsvordrucke mehr auszufül-

len und zu begründen, aber durch den jederzeit möglichen Mittelabruf sind um-

fangreiche zusätzliche Verfahrenskenntnisse der Mitarbeitenden, die häufig bei 

den Zuwendungsempfangenden nicht aus der öffentlichen Verwaltung stammen, 

erforderlich. Zudem kann die Bewilligungsbehörde den Mittelabfluss durch den 

                                                           
10 Krämer/Schmidt Abschnitt D, III, Rn. 24 zu 4.2.1.2 
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jederzeitigen Abruf nicht mehr zeitnah steuern, was die begleitende Erfolgskon-

trolle erschwert11.  

2. Ergebnis der Anhörung 

Von Seiten der Zuwendungsgebenden erfolgt die Bewilligung bis auf wenige Aus-

nahmen flexibel und ist nicht termingebunden. Lediglich in Teilbereichen werden 

im Sinne des optimierten Mittelabflusses für das jeweilige Haushaltsjahr Termine 

vorgegeben. 

 

Im Rahmen der Umfrage wurde darüber hinaus um eine Einschätzung gebeten, 

wie für das Land Bremen die Option eines vereinfachten Regelauszahlungsver-

fahrens – Auszahlung in drei Tranchen – in Anlehnung an eine Empfehlung der 

Kommission zur Vereinfachung und Verbesserung von Förderverfahren im Frei-

staat Sachsen12 für Projektförderungen gesehen wird.  

 

Die Ressorts haben überwiegend keinen Änderungsbedarf der bestehenden 

rechtlichen Regelungen in Bremen. Es werden durch das vorgeschlagene Modell 

keine überzeugenden Erleichterungsmöglichkeiten gesehen, entweder, weil der 

Rückbehalt als Vorfinanzierungsmodell für die Zuwendungsempfangenden be-

wertet wird, das nicht durchgängig von den Trägern gewährleistet werden kann 

oder weil in der ursprünglichen Regelung bessere Kontroll- und Eingriffsmöglich-

keiten gesehen werden. Im Sozialbereich mit einer hohen Anzahl von (Projekt-) 

Förderfällen wird die vorgeschlagene Option sowohl aus Sicht des Ressorts, als 

auch der Zuwendungsempfangenden hingegen positiv bewertet, weil mögliche 

Rückforderungsansprüche besser vermieden werden könnten. In einem weiteren 

Ressort wird bereits jetzt in der Regel die Möglichkeit eines Einbehaltes zwischen 

fünf und zehn Prozent genutzt, um so die Rückforderungen zu reduzieren. 

 

Von den Zuwendungsempfangenden wird die vorgeschlagene Art der Mittelan-

forderung eher positiv aufgenommen, da eine „enorme Arbeitserleichterung“ 

durch weniger Zeitaufwand in der Mittelauszahlung erwartet wird. Von einem Zu-

wendungsempfangenden wird darüber hinaus der Vorschlag der Einrichtung ei-

nes monatlichen „Dauerauftrags“ für die Auszahlung eines anteiligen Zuschusses 

gemacht: Hierbei soll ein Zuwendungsnachweis pro Kalenderjahr eingefordert 

werden. So entstehe ein verlässlicher Mittelfluss. Die Auszahlung der letzten 

Rate solle unter dem Vorbehalt der Zwischen- bzw. Schlussabrechnung stehen 

und der Zuwendungsempfangende habe unterjährig über relevante Abweichun-

gen vom Zahlungsplan zu informieren; so könne der Dauerauftrag storniert wer-

den. 

 

                                                           
11 Krämer/Schmidt XIV, Rn. 81 ff. zu 5.3.2  
12 Kommission zur Vereinfachung und Verbesserung von Förderverfahren im Freistaat Sachsen 
 Abschlussbericht Mai 2019, S.127 
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Dem Senator für Finanzen ist außerdem bekannt, dass die aus Nummer 7.2 VV-

LHO zu § 44 LHO hervorgehende Zweimonatsregelung von den zuwendungsge-

benden Stellen in vielen Bereichen schon jetzt nicht mehr stringent angewandt 

wird. 

3. Empfehlung 

Da die flexible Vergabe von Mitteln zu mehreren Terminen im Jahr in der Verant-

wortung der Zuwendungsgebenden liegt, wird insoweit kein Handlungsbedarf ge-

sehen. Das bundeseinheitliche Prinzip der Jährlichkeit kann nicht gänzlich auf-

gehoben werden; unter Ziffer I. sind insoweit jedoch Vorschläge zu einer Flexibi-

lisierung aufgeführt. 

 

Die den Ressorts vorgeschlagene Regelung in Bezug auf die Auszahlung wird 

als Option eines vereinfachten Regelauszahlungsverfahren zumindest für Pro-

jektförderungen sehr von Vorteil eingeschätzt. Nach Erteilung des Zuwendungs-

bescheides und mit Anzeige des Maßnahmenbeginns durch den Zuwendungs-

empfangenden könnten bereits 20 % der Gesamtzuwendung ausgezahlt werden. 

Nach der Realisierung von mindestens 50% des Vorhabens werden weitere 40 % 

der Gesamtzuwendung ausgezahlt. Der Restbetrag in Höhe von 30 % wird dann 

nach Beendigung der Maßnahme und mit Abschluss der summarischen Prüfung 

des Verwendungsnachweises ausgezahlt.  

Im Bereich der institutionellen Förderung sollten im Bescheid die Auszahlungs-

termine künftig nach pflichtgemäßem Ermessen festgelegt werden. Eine ent-

sprechende Regelung könnte ergänzend in die VV-LHO zu § 44 LHO aufge-

nommen werden. Auch hier sollten allerdings 10 % der Gesamtzuwendung zu-

nächst einbehalten werden.  

 

Diese Regelung könnte den Zuwendungsempfangenden zeitnah einen größeren 

finanziellen Handlungsspielraum ermöglichen und umständliche Mitteilungs-

pflichten entbehrlich machen. Darüber hinaus ist durch den Rückbehalt ein An-

reiz vorhanden, schneller den Verwendungsnachweis zu erstellen, um die Rest-

mittel zu erhalten und ein umständliches Rückforderungsverfahren wird entbehr-

lich. Soweit der Einbehalt regelmäßig genutzt wird, würde sich der Übertrag ins 

nächste Jahr jahresübergreifend ausgleichen. 

Ansonsten bleibt die bisherige Regelung, wonach die Zuwendungen nur insoweit 

und nicht eher ausgezahlt werden, als sie voraussichtlich innerhalb von zwei Mo-

naten nach Auszahlung für fällige Zahlungen im Rahmen des Zuwendungs-

zwecks benötigt werden, weiterhin bestehen. 
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4. Umsetzung der Empfehlung 

Es wird vorgeschlagen, die nachfolgenden Regelungen zu Nummer 7 der VV-

LHO zu § 44 LHO wie folgt neu zu fassen: 

„7.2 Die Auszahlung ist wie folgt möglich: 

7.2.1 

Bei Projektförderungen können Zuwendungen 

- zu 20 von Hundert nach Erteilung des Zuwendungsbescheids und mit Mitteilung 

des Maßnahmenbeginns  

- weitere 40 von Hundert nach der Realisierung von mindestens 50 von Hundert 

des Vorhabens 

 - weitere 30 von Hundert soweit die Verwendung der bisher in Anspruch genom-

menen Finanzierungsmittel (Eigenmittel/Fremdmittel) in summarischer Form 

nachgewiesen wird 

-  die restlichen 10 von Hundert nach Abschluss der Maßnahme und mit Ab-

schluss der kursorischen Prüfung des Verwendungsverweises (Nummer 11.1)  

ausgezahlt werden. 

7.2.2 Bei institutioneller Förderung werden im Zuwendungsbescheid die Auszah-

lungstermine nach pflichtgemäßem Ermessen festgelegt; dabei sollte die Bewil-

ligungsbehörde die Auszahlung von bis zu 10 von Hundert von der kursorischen 

Prüfung des Verwendungsnachweises (Nummer 11.1) abhängig machen. 

7.3 

Alternativ zu Nummer 7.2. kann die Zuwendung nur insoweit und nicht eher aus-

gezahlt werden, als sie voraussichtlich innerhalb von zwei Monaten nach Aus-

zahlung für fällige Zahlungen im Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt wird 

(vgl. Nummer 1.5 der ANBest-I, Nummer 1.4 der ANBest-P und Nummer 1.3 der 

ANBest-Gk). 

7.4  

Bei Zuwendungen mit einem Gesamtbetrag bis zu 5 000 Euro kann von Nummer 

7.2 und Nummer 7.3 abgewichen werden.“ 

Darüber hinaus werden Nummer 1.5 der ANBest-I, Nummern 9.3.1 und 9.5 der 

ANBest-I und Nummer 1.4 und Nummer 8.5 der ANBest-P sowie Nummer 1.3 

der ANBest-GK gestrichen. 
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VII. Digitalisierung von Antragstellungen, Bescheiden sowie des Prüf-

verfahrens von Verwendungsnachweisen nach dem Onlinezugangs-

gesetz 

 

VIII. Anforderungen an ein zentrales Online-Förderportal, das Trägern 

ermöglicht, sich unkompliziert und umfassend über die vorhandenen 

bremischen Fördermöglichkeiten zu informieren 

 

Die Ziffern VII und VIII wurden aufgrund inhaltlicher Überschneidungen im Fol-

genden in einem gemeinsamen Text bearbeitet. 

 

1. Ausgangslage 

Mit dem Programm "Digitale Verwaltung 2020" hat der Bund die Rahmenbedin-

gungen bestimmt, innerhalb derer durch fortschreitende Digitalisierung zuneh-

mend effektiver, transparenter, effizienter, barrierefreier sowie bürger- und unter-

nehmensfreundlicher auf allen Verwaltungsebenen gearbeitet werden soll. Die 

Flexibilität der Verwaltung, die Finanzierbarkeit und die Sicherheit der Informati-

onstechnik sollen hierbei langfristig gesichert werden.13 

Der Bundesgesetzgeber hat in § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Verbesserung des 

Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen vom 14. August 2017 (OZG - Online-

zugangsgesetz) geregelt: 

 

"Bund und Länder sind verpflichtet, bis spätestens zum Ablauf des fünften auf die 

Verkündung dieses Gesetzes folgenden Kalenderjahres ihre Verwaltungsleistun-

gen auch elektronisch über Verwaltungsportale anzubieten."14 

 

Als Verwaltungsleistungen definiert § 2 Abs. 3 OZG: 

 

- die elektronische Abwicklung von Verwaltungsverfahren, 

- die dazu erforderliche elektronische Information der Nutzer, 

- die Kommunikation mit den Nutzer:innen, 

 

die bis zum Ablauf des Jahres 2022 über allgemein zugängliche Netze und damit 

demzufolge "webfähig" anzubieten sind. Für die Feststellung der Identität der 

Nutzer gegenüber den digitalen Verwaltungsleistungen sind sogenannte in-

teroperable Nutzerkonten (d. h. Bürgerinnen und Bürger sollen nur noch ein Nut-

zerkonto benötigen um Verwaltungsleistungen nutzen zu können) im Portalver-

bund bereitzustellen15.  

                                                           
13 Vgl. OZG-Umsetzungskonzept des BMI, Referat DG III 4, von November 2018 
14 https://www.gesetze-im-internet.de/ozg/__1.html (Abgerufen am 04.04.2022 8:11 Uhr) 
15 https://www.onlinezugangsgesetz.de/SharedDocs/kurzmeldungen/Webs/OZG/DE/2021/06_interoperabi-
litaet-nutzerkonten.html (Abgerufen am 04.04.2022 8:16 Uhr) 
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Auch wenn das interoperable Nutzerkonto des Bundes auch für die Freie Hanse-

stadt Bremen bereits genutzt werden kann, so besteht bei der elektronischen Ab-

wicklung von Verfahren im Zuwendungsbereich, insbesondere bei der Online An-

tragsstellung für Förderungen, sowie bei der zentralen Suche nach geeigneten 

Förderangeboten ein erheblicher Nachholbedarf. 

 

Ein zentrales Portal für die Suche nach Förderangeboten ist zurzeit nicht vorhan-

den: Neben der Möglichkeit der Suche auf der jeweiligen Homepage der Bremi-

schen Ressorts, Dienststellen oder Gesellschaften, bestehen derzeit verschie-

dene Möglichkeiten, sich im Internet über Angebote für Förderungen der Freien 

Hansestadt Bremen zu informieren oder auch gezielt nach Fördermöglichkeiten 

zu suchen, z. B. unter: 

 

https://www.transparenz.bremen.de/ 

https://www.deutsche-foerdermittelberatung.de/foerdermittel-bremen/ 

https://www.zuschuesse.de 

 

Alle oben genannten Internetauftritte haben gemeinsam, dass sie entweder die 

Förderangebote der Freien Hansestadt Bremen nicht vollständig abbilden o-

der/und keine zentrale, nutzerfreundliche, intelligente Suchmöglichkeit nach För-

derinhalten zulassen.  

 

Deutlich nutzerfreundlicher und auch umfassender erscheint diesbezüglich, für 

eine Erstrecherche die Förderdatenbank des Bundes zu sein, die auch Förder-

angebote der Freien Hansestadt Bremen einbezieht: 

 

http://www.foerderdatenbank.de/ 

 

Der Fachverlag Wolters Kluwer Deutschland betreut im Auftrag des Bundesmi-

nisteriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) diese Förderdatenbank im In-

ternet. Neben dem Amtsblatt der Freien Hansestadt Bremen erfolgt auch eine 

Auswertung auf den Internetauftritten der jeweiligen Bremischen Ressorts, 

Dienststellen oder Gesellschaften, sowie die Veröffentlichungen im Transparenz-

portal der Freien Hansestadt Bremen.  

 

Darüber hinaus werden webfähige plattformunabhängige Online-Antragsmög-

lichkeiten für die jeweiligen Förderrichtlinien der Freien Hansestadt Bremen und 

die Stellung von Förderanträgen aktuell nicht angeboten. 

 

2. Empfehlung 

Die Schaffung einer einfachen und zentralen Suche nach geeigneten Förderan-

geboten im Internet muss ebenso prioritär vorangetrieben werden, wie die Schaf-

fung der Möglichkeit Anträge online stellen zu können. Langfristiges Ziel ist es, 
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die gesamte Kommunikation zwischen Zuwendungsempfangenden und den Be-

hörden, einschließlich des Auszahlungsverfahrens und der Verwendungsnach-

weisprüfung, elektronisch abzuwickeln.  

 

Der Senat sowie der Haushalts- und Finanzausschuss (HaFA) haben am 25. Ja-

nuar 2022 und am 18. Februar 2022 den Beschluss gefasst noch in 2022 ein 

Online Antragsportal aufzubauen und hierfür bereits Mittel in Höhe von 725 Tsd. 

€ zur Verfügung gestellt. Aufgrund des aktuellen Projektablaufs besteht die Ab-

sicht, dass der Go-Live Termin im 1. Quartal 2023 stattfindet. Die Befassung des 

Senats und des Haushalts- und Finanzausschusses für den laufenden Betrieb 

des Portals sowie notwendige Wartungs- und Anpassungsarbeiten sind ebenfalls 

entsprechend zeitnah durchzuführen.  

 

In der Freien Hansestadt Bremen wird zur Bearbeitung von Förder-, Auszah-

lungsanträgen und 

Verwendungsnachweisen in den Bewilligungsstellen seit 2014 die Zuwendungs-

datenbank der Freien Hansestadt Bremen (ZEBRA Bremen) eingesetzt. Die Mo-

dernisierung von ZEBRA zu ZEBRA 2.0 befindet sich derzeit erfolgreich in der 

Umsetzung und beinhaltet im Wesentlichen: 

 

- Öffnung und Modernisierung der Infrastruktur sowie rechtskonforme Aus-

gestaltung, 

- Erleichterung der Anbindung externer Systeme (z.B. e-Akte, Kassensys-

tem), 

- Online-Antragstellung sowie die Bedienung weiterer gesetzlicher Anforde-

rungen (u.a. Barrierefreiheit), 

- effizienteres Verwaltungshandeln durch Online-Angebote (Schaffung ei-

nes Zugangs für die Übermittlung elektronischer Dokumente, Verzicht auf 

Papierform), 

- Abbau technischer Hürden, 

- modernes, intuitives Design (skalierbar, höhere Akzeptanz der User), 

- verbesserte Navigation und Benutzerführung, 

- optimierte Darstellung und Information sowie 

- ein zukunftssicheres System. 

Diese vorhandenen bzw. im Umsetzungsprozess befindlichen digitalen Möglich-

keiten werden künftig um ein Online-Antragsportal erweitert. 
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Ein zentrales Online-Portal mit einer Online-Antragsstellung ist der zentrale 

„Schaukasten“ bzw. die „Visitenkarte“, mit der die bremische Verwaltung im Zu-

wendungsbereich nach außen tritt. Das Online-Antragsportal soll für die verschie-

denen Fördermöglichkeiten einheitlich gestaltet sein (z. B. gleiche Begrifflichkei-

ten und Eingabemasken) und es soll einheitliche Verfahrensabläufe unterstützen. 

 

Auch die Bundesregierung und die Länder treiben zur Umsetzung der Vorgaben 

des OZG den nutzerfreundlichen, unbürokratischen, schnellen, digitalen und 

zentralen Zugang zu Förderungen für Bürger:innen und Unternehmen voran. 

Ausweislich des 2. Berichtes über die Umsetzung des Gemeinsamen Programm 

von Bund und Ländern für eine leistungsstarke, bürger- und unternehmens-

freundliche Verwaltung mit Stand 26. April 2022 ist es Ziel, im Rahmen der OZG-

Umsetzung im Themenfeld Forschung und Förderung ein umfassendes Online-

Portal für Förderleistungen von Bund, Ländern und Kommunen bereitzustellen. 

Perspektivisch soll die Förderdatenbank des Bundes abgelöst und ein Förder-

portal mit einem deutlich erweiterten Funktionsumfang bereitgestellt werden. För-

derinteressierte sollen dann die passende Förderung auf dem Förderportal su-

chen, finden und beantragen können. Zudem soll es möglich sein, dass während 

des gesamten Förderprozesses mit der fördergebenden Stelle über das Portal 

interagiert werden kann. Frühzeitig soll ein funktionsfähiger Prototyp des Portals 

zur Verfügung stehen, der Feedback der Nutzenden einholt, welches bei der wei-

teren Entwicklung berücksichtigt werden soll. Das voll funktionsfähige Förderpor-

tal soll sodann bis Ende 2023 bereitstehen. 

Das Bundesland Bayern hat die Federführung für eine bundeseinheitliche Um-

setzung des Förderfinders. Die Freie Hansestadt Bremen befindet sich diesbe-

züglich im Austausch mit der für das Projekt Förderfinder zuständigen Projektko-

ordinatorin.  

Nach Auskunft der Projektkoordinatorin ist die Bindung von Dienstleistern zur 

Umsetzung des Projekts erst ab Mitte Juli 2022 beabsichtigt.  

 

Die Freie Hansestadt Bremen ist hier bereits weiter und hat mit der Firma Proxi-

mity einen Dienstleister mit der Umsetzung und dem Aufbau eines Online-An-

tragsportals beauftragt und es wurde gemeinsam an einem Konzept entwickelt. 

Dies befindet sich aktuell in der Umsetzung. Nach aktuellem Kenntnisstand be-

steht die Absicht, dass im 1. Quartal 2023 eine Online Antragstellung erstmalig 

sichergestellt ist.  Im Interesse einer schnelleren und im Zusammenhang mit der 

Online-Antragstellung ganzheitlichen Umsetzung (d.h. von der Suche nach ge-

eigneten Fördermöglichkeit über die Online Antragsstellung bis zur Bewilligung 

und Verwendungsnachweisprüfung komplett auf digitalem Weg) beabsichtigt die 

Freie Hansestadt Bremen die bereits jetzt eingeschlagene Richtung zunächst 

weiter voranzutreiben.  

Im Projekt Förderfinder ist geplant, andere Bundesländer frühzeitig einzubezie-

hen. Die Freie Hansestadt Bremen hat ein starkes Interesse den bundeseinheit-
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lichen Prozess weiterzuverfolgen und sich auch aktiv zu beteiligen. Es wird dies-

bezüglich ein besonderes Augenmerk auf die weitere Entwicklung gelegt, um 

perspektivisch einen Zusammenschluss zu einem ganzheitlichen System anzu-

streben. 

 

Die bisherigen analogen Formen der Antragstellung, der Übermittlung von für die 

Antragstellung erforderlichen und notwendigen Informationen via Telefon, Tele-

fax, Briefpost oder per E-Mail-Versand gehören zunehmend der Vergangenheit 

an. Ein modernes Online Förderportal muss dem Rechnung tragen und eine in-

tegrierte webfähige Anwendung sein, die dem Nutzer nach außen ein vollständi-

ges, verständliches und ansprechendes Bild vermittelt, welches gleichzeitig leicht 

verständlich ist. Inhaltlich ist für die Antragstellenden die Validität der gebotenen 

Informationen mit vollständigen, übersichtlichen Angaben, für welche Vorhaben, 

unter welchen Voraussetzungen, welche Fördermöglichkeiten bestehen, von be-

sonderer Bedeutung. 

 

Im Zuge der weiteren Umsetzung des OZG sollte neben dem Aufbau eines On-

line Antragsportals eine nutzerfreundliche und intelligente Suchmöglichkeit nach 

bremischen Fördermöglichkeiten neu aufgebaut werden, die in einem ersten 

Schritt alle Förderrichtlinien des Freien Hansestadt Bremen umfasst und abbildet.  

Perspektivisch sollten dabei auch die Förderangebote seitens des Bund und der 

Europäischen Union (u.a. des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung = 

EFRE oder des Europäischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds = EM-

FAF) die nicht über die Freie Hansestadt Bremen administriert werden, einge-

bunden werden. Bremen hat als Land auf dem Sanierungspfad ein besonderes 

Interesse am Einsatz externer Drittmittel anstelle seiner eigenen Mittel. 

 

Potenzielle Antragstellende sollen durch die Möglichkeit einer Detailsuche zu der 

für sie passenden Förderrichtlinie geführt und bei Bedarf direkt zur Online-An-

tragstellung weitergeleitet werden. Bei den Ergebnissen der Suche soll ebenfalls 

im gleichen Zuge Auskunft u. a. zu Ansprechpartner:innen, Zuwendungsvoraus-

setzungen, vorzulegende Unterlagen und Nachweise gegeben werden. 

 

Entscheidend für eine positive Annahme der Angebote wird es sein, dass die 

Angebote für die verschiedenen Fördermöglichkeiten der Freien Hansestadt Bre-

men sowie im weiteren Verlauf auch die des Bundes und der EU in zeitgemäßer 

Form für die Bremischen Bürgerinnen und Bürger und die hier ansässigen Unter-

nehmen einfach auffindbar sind. Das bedeutet, dass sich die sichtbare Darstel-

lung jetzt und künftig an den üblichen Standards für webfähige Applikationen ori-

entiert und hierbei immer auf dem Laufenden bleibt. Alle notwendigen Informati-

onen müssen in übersichtlicher sowie medienbruchfreier Form mit allen Endge-

räten, ob nun Smartphone, Tablet oder Laptop und unabhängig vom Betriebs-

system zugänglich sein. 
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Voraussetzung für die Erstellung einer solchen einheitlichen Suchplattform für 

Förderprogramme der Freien Hansestadt Bremen ist eine zentrale Steuerung 

und Koordinierung beim Senator für Finanzen und eine ressortübergreifende Zu-

sammenarbeit. 

Entscheidend ist hierbei, dass die im Rahmen der für die Suche erforderlichen 

strukturierten Daten und Auskünfte zu den einzelnen Förderrichtlinien im Vorfeld 

festgelegt und hinterlegt werden müssen. Diese notwendigen Informationen sind 

durch die jeweiligen Verantwortlichen der einzelnen Förderrichtlinien bereits jetzt 

auf den jeweiligen Internetauftritten der einzelnen Dienststellen und Ressorts so-

wie im Transparenzportal der Freien Hansestadt Bremen bereit zu stellen (§ 11 

Informationsfreiheitsgesetz (Veröffentlichungspflichten)). Es wird empfohlen, in 

die VV-LHO zu § 44 LHO eine Verpflichtung zur Veröffentlichung der Förderricht-

linien im Transparenzportal aufzunehmen. 

Der Fachverlag Wolters Kluvers hat mitgeteilt, dass die Förderdatenbank des 

Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) die Möglichkeit bie-

tet, Links zu Antragsportalen zu hinterlegen. Dies geht nach deren Auskunft so-

wohl in den Volltexten, als auch als spezieller „Weiterführender Link“ im Kopf des 

Förderprogramms. Wenn die entsprechenden Informationen diesbezüglich vor-

liegen, würde eine Verlinkung entsprechend vorgenommen werden. 

 

Um eine deutliche Vereinfachung und Verbesserung der Verfahren zu den bre-

mischen Förderungen zu erreichen, ist neben der oben beschriebenen Verpflich-

tung zur Veröffentlichung der Förderrichtlinien, im nächsten Schritt die Standar-

disierung der hier ablaufenden Verwaltungsprozesse voranzutreiben. Gleichzei-

tig wird mit der Modernisierung zu ZEBRA 2.0 und dem Aufbau des Online An-

tragsportals auch das dahinterliegende technische IT-Verfahren ZEBRA Bremen 

kritisch betrachtet und ins Zentrum der Reformbemühungen gestellt, um analoge 

Verwaltungsabläufe durch elektronische bzw. elektronisch unterstützte Prozesse 

zu ersetzen. Hierzu gab es im Rahmen der Modernisierung Interviews mit jeweils 

einem Vertreter aus den Ressorts und Gesellschaften. Zudem wird es im Rah-

men der Modernisierung Workshops unter Beteiligung aller Ressorts und Gesell-

schaften geben. Die Modernisierung der zentralen Zuwendungsdatenbank 

ZEBRA sowie die Entwicklung und Bereitstellung eines Online Antragsportal für 

die zentrale Zuwendungsdatenbank ZEBRA Bremen sollen in Zukunft die Digita-

lisierung der Verwaltungsprozesse für Förderverfahren deutlich erleichtern. 

 

Die benötigten Informationen zu denen im Land Bremen angebotenen Förder-

richtlinien sollen auf der Webseite im Online-Antragsportal verfügbar sein und 

entsprechend abgerufen werden können. Innerhalb einer Förderrichtlinie sollen 

Informationen zu den leistenden Behörden angegeben werden. Zusätzlich sollen 

die für die Förderrichtlinie spezifischen Informationen auf der Seite verfügbar 

sein. Unter den Förderrichtlinien sollen die für die Förderung benötigten Anträge 

abrufbar sein um den Prozess der Antragstellung so schnell wie möglich anzu-

stoßen. Auch sollen die für die Förderung benötigten Verwendungsnachweise 
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dort abrufbar sein. Diese Formulare sollen digital beschreibbar angeboten wer-

den, dadurch besteht die Möglichkeit die personenbezogenen Daten noch im 

Browser einzugeben um diese dann auch abspeichern oder direkt versenden zu 

können. 

Mit Blick einerseits auf die Zuwendungsempfangenden (Außenansicht) und an-

dererseits auf die Verwaltung (Innenansicht) lassen sich zusammenfassend fol-

gende wesentliche Eckpunkte für die Konzeption eines zukunftsfähiges Online-

Antragsportal festhalten: 

 

Beide Gesichtspunkte sind mit dem Ziel zu verfolgen, alle Beteiligten gleicherma-

ßen zu unterstützen und die Aufwände auf Seiten der Antragstellenden, aber 

auch bei der Verwaltung zu reduzieren.  

 

Ziel ist es, die Zuwendungsempfangenden künftig wie folgt zu unterstützen: 

 

- Antragsteller können die für ihr Vorhaben in Betracht kommende/-n För-

derrichtlinie/-n an leicht zugänglichen zentralen Stelle ohne aufwendige 

Suchprozesse u. a. anhand von Stichwörtern finden. 

- Anträge können auf einer einheitlichen betriebssystemunabhängigen 

Oberfläche mit einheitlichen Datenmasken (= Antragsformulare) online ge-

stellt werden. 

- Die Kommunikation mit der Bewilligungsstelle erfolgt durchweg elektro-

nisch über ein dafür bereitgestelltes Webportal. 

- Verfahrensstände können jederzeit von den Beteiligten online eingesehen 

werden. 

- Die (Erst-)Anmeldung des Nutzers auf dem Webportal ist einfach, sicher 

und jederzeit durchführbar, z. B. durch Nutzung des elektronischen Perso-

nalausweises, über das Service Konto Bremen oder über das Unterneh-

menskonto des Bundes welches für juristische Personen auch in Bremen 

möglich ist, ohne dass eine vorherige „Freischaltung“ durch die Bewilli-

gungsstelle erforderlich ist. 

- Daten, die bei Antragstellung einmal eingegeben wurden und Dokumente, 

die einmal hochgeladen wurden, können von den Antragstellenden jeder-

zeit wieder aufgerufen und für weitere Förderanträge genutzt bzw. dafür 

freigegeben werden. 

- Durch die Vernetzung von Daten, die in der Verwaltung bereits vorliegen, 

werden diese nicht (nochmals) beim Antragsteller erhoben. 

 

Die Unterstützung der zuwendungsgewährenden Stellen sollte wie folgt verbes-

sert werden: 
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- Die bei der Online-Antragsstellung erfassten Daten und Unterlagen wer-

den medienbruchfrei für die Bewilligungsstellen in die Fachanwendung 

ZEBRA Bremen übertragen und können dort weiterverarbeitet werden. 

- Die Verwaltung der Dokumente erfolgt an einer zentralen Stelle (Bspw. in 

VIS). 

- Die Kommunikation mit den Antragstellenden erfolgt durchweg elektro-

nisch und damit schnell. 

- Die Antragsbearbeitung (Prüfung und Erstellung von Bescheiden sowie 

Anträge für Auszahlungen) sollen digital unterstützt bzw. zunehmend digi-

tal erfolgen, so dass Eingriffe des Bearbeiters seltener erforderlich wer-

den. 

- Von den Antragsstellenden bereits in der Verwaltung vorliegende, ent-

scheidungserhebliche Daten können für die Bearbeitung von Förderanträ-

gen über Schnittstellen auch zu anderen Verwaltungsdatenbanken bereit-

gestellt werden. 

 

Um Missbrauch insbesondere durch Doppelförderungen vorzubeugen, muss die 

Identität der Antragstellenden auf Fördermittel zweifelsfrei zu erkennen sein. 

Auch weiterhin wird für die Bewilligung einer Zuwendung ein entsprechender An-

trag erforderlich sein. Es müssen daher die rechtlichen und technischen Voraus-

setzungen geschaffen werden, Anträge auf Förderungen auf einfachem aber si-

cherem Wege vollständig papierlos zu stellen und das gesamte Förderverfahren 

antragstellerseitig entsprechend abwickeln zu können. 

Für eine elektronische Identifikation der Antragstellenden sollen dafür bereits vor-

handene Möglichkeiten, wie der elektronische Personalausweis, die Anwendung 

des interoperablen Nutzerkontos/ Unternehmenskontos des Bundes oder bei-

spielsweise das webfähige Post-Ident-Verfahren Anwendung finden. Insbeson-

dere das interoperable Nutzerkonto des Bundes kann bereits jetzt auch für die 

Freie Hansestadt Bremen genutzt werden. 

 

Über das Online Antragsportal soll zukünftig grundsätzlich jegliche Kommunika-

tion zwischen den Antragstellenden und den Bewilligungsstellen erfolgen.  

 

Dabei sind zunächst insbesondere die folgenden Punkte bei der Planung und 

Einrichtung des Verfahrens zu berücksichtigen: 

 

- Anträge auf Förderung 

- Anträge auf vorzeitigen Maßnahmenbeginn 

- Nachforderung von Unterlagen und die Möglichkeit der Einstellung dieser 

Unterlagen 

- Übersendung von jeglichen Bescheiden 
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- Anträge und Mitteilungen auf Änderung der Bewilligung 

- Anträge auf Auszahlung 

- Einstellung von Verwendungsnachweisen 

- Automatisierte Darstellung des Bearbeitungsstandes 

 

Mit der Einrichtung eines Online-Antragsportals ist zudem die Möglichkeit einzu-

richten, dass Antragstellende die für die Beantragung erforderlichen Dokumente 

hochladen und speichern sowie diese bei Bedarf bei weiteren Anträgen wieder 

aufrufen und für andere freigeben zu können. 

 

Der Senat hat in seiner Sitzung am 11. Dezember 2012 beschlossen, die elekt-

ronische Akte in der bremischen öffentlichen Verwaltung zur führenden Akte zu 

machen und die Führung von Papierakten schrittweise abzulösen. Ziel war damit 

die flächendeckende Nutzung des Dokumentenmanagement-systems (DMS) 

VIS einzuführen. Um den Erfordernissen des § 6 des Gesetzes zur Förderung 

der elektronischen Verwaltung des Bundes auch in Bremen Rechnung zu tragen, 

sollen ab dem 1. Januar 2022 alle Ressorts in Bremen zur elektronischen Vor-

gangsbearbeitung und Aktenführung das DMS VIS einsetzen und nutzen. 

Standardmäßig sollen dort auch die Verwaltung der Dokumente (Postein- und 

Postausgänge) erfolgen, die im Zusammenhang mit den Vorgängen für die För-

derung stehen. Daher ist eine Schnittstelle zu VIS anzustreben. 

Das hierbei anzustrebende Ziel sollte die Verknüpfung verschiedener in der Ver-

waltung vorhandener Datenbanken sein. 

Mit dem elektronischen Nachweis des Vorliegens der notwendigen Zuwendungs-

voraussetzungen, einer auf Zeichenerkennung gestützten Prüfung hochgelade-

ner Dokumente (automatisierte Texterkennung) und einer nur noch stichproben-

weisen Kontrolle durch einen Bearbeiter vor Bewilligung oder Auszahlung soll 

perspektivisch in bestimmten Bereichen die Bearbeitung eines Antrags in Echt-

zeit möglich sein.  

 

Nach Abschluss der Entwicklung eines Online-Antragsportals in Verbindung der 

Modernisierung von ZEBRA zu ZEBRA 2.0 soll die Implementierung einer ver-

besserten Suche nach Förderangeboten der Freien Hansestadt Bremen im Inter-

net und die Programmierung einer zentralen Online- Förderplattform oberste Pri-

orität genießen. Die Implementierung aller Förderrichtlinien zur Online-Antrag-

stellung soll im 1. Quartal 2023 abgeschlossen sein. 

 

Eine Prozessumstellung erfordert in der Übergangszeit eine Unterstützung der 

Nutzenden, die durch eine zentrale Telefon- und E-Mail-Hotline (User-Help-

Desk) geleistet werden soll. Die Inanspruchnahme dieses User-Help-Desk wird 

nach der Anlaufphase erfahrungsgemäß deutlich sinken, spätestens, wenn der 

Frontbereich ausreichend benutzerfreundlich gestaltet ist. Beim Programmde-

sign muss – wie heute bei jeder App oder modernen Webseite üblich – auf ein 
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hohes Maß an Selbsterklärung geachtet werden. Selbst komplexe Web-Applika-

tionen kommen heutzutage ohne umfangreiche Handbücher aus. 

 

Um die Vorgaben im Sinne des Onlinezugangsgesetzes umzusetzen, bedarf es 

einer Einigkeit diverser webbasierter Anwendungen und Funktionen, welche den 

Antragssteller:innen die Möglichkeit bieten soll, sich unabhängig von jeder Platt-

form heraus über ein Webportal mit Hilfe eines Identitätsnachweis in Form eines 

Zertifikats zu registrieren und diesen Zugang zu nutzen, um sich auf demselben 

Portal über die verschiedenen im Land Bremen angebotenen Förderprogramme 

zu informieren und darüber auch diese dann zu beantragen.  

Die Anmeldung und Antragstellung geschieht dabei über das Online-Antragspor-

tal. Die Aufnahme und Überprüfung des Antrags erfolgt von den jeweiligen Sach-

bearbeiter:innen auf der Weboberfläche in Zebra 2.0 Online. Für die Kommuni-

kation zwischen den Behörden und den jeweiligen Antragstellern soll der Digitale 

Verfahrensablauf EFRE NRW (DiVa) näher betrachtet werden, um Teile der be-

reits umgesetzten und in der Praxis angewandten Funktionen in Zebra 2.0 zu 

integrieren.  

Das aktuell seitens des Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung 

und Energie des Landes NRW genutzte digitale Portal für die EFRE-Projekte bie-

tet bereits eine Möglichkeit um die Kommunikation zwischen den Zuwendungs-

empfängern und den EFRE-Bewilligungsbehörden digital durchzuführen. Durch 

eine Analyse der in DiVa angewandten Funktionen soll festgestellt werden, wel-

cher Mehrwert für das Online - Antragsportal in Bremen generiert werden kann. 

Diese bereits bestehenden Möglichkeiten sollen durch eine Implementierung der 

bereits vorhandenen Funktionen in der von Proximity Technology GmbH entwi-

ckelten Software „Digitaler Verfahrensablauf“ (DiVa) in die Bremer Systemland-

schaft von Dataport stattfinden. 

Die Implementierung von Funktionen, welche DiVa als mögliches Mittel zur Kom-

munikation (z.B. durch eine Mitteilung ans Benutzer:innenkonto, wenn Unterla-

gen fehlen oder die direkten Möglichkeiten einer kurzen Kommunikation ohne 

eine E-Mail zu schreiben oder ein Telefonat zu führen) zwischen den Behörden 

und den Antragsteller:innen, bzw. den Unternehmen, bietet  im Sinne einer ge-

setzeskonformen Ausgestaltungeine verbesserte Kommunikation mit den An-

tragsteller:innen über das Online-Antragsportal und erhöht die Effizienz des Ver-

waltungshandelns. 

Durch die bereits gemachten Erfahrungen bzgl. des Erwerbs zur Umsetzung ei-

ner Anwendung der Zuwendungsdatenbank (BISAM) aus NRW im Land Bremen 

(ZEBRA) ist eine weitere Zusammenarbeit mit der Proximity GmbH und den be-

troffenen Behörden aus NRW für die Umsetzung einer Anwendung zur Kommu-

nikation zwischen Kundinnen und Kunden und der Verwaltung über eine an die 

Web-Anwendung Zebra 2.0 gekoppelte Möglichkeit einer Kommunikationsan-

wendung vorteilhaft und würde eine Umsetzung beschleunigen. 
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Bei der Implementierung der Funktionen von DiVa als Möglichkeit der Kommuni-

kation mit den Behörden soll den Antragsteller:innen die Möglichkeit gegeben 

werden, ihre bisher eingereichten Dokumente zu ihrem jeweiligen Projekt einzu-

sehen. Auch dabei steht die Kommunikation mit der Behörde im Vordergrund. Es 

wird ein effizienter Austausch gewährleistet und es wird Förderempfänger:innen 

ermöglicht, Antragsdaten über das Online-Antragsportal abzugeben und Verwal-

tungsrückmeldungen einzusehen.  

Innerhalb der Verwaltung soll von der Bearbeitung der online eingegangenen An-

träge über die Bescheiderstellung und spätere Verwendungsnachweisprüfung 

bis zur abschließenden Archivierung eine durchgängig medienbruchfreie elektro-

nische Aktenführung und Vorgangsbearbeitung ermöglicht werden. 

Um die Sicherheit zu gewährleisten sollen Antragsteller:innen das OSI-Service-

konto nutzen um alle angebundenen Dienste von Behörden perspektivisch direkt 

beanspruchen zu können. Dadurch soll die Möglichkeit entstehen, Anträge von 

Unternehmen über das Unternehmenskonto zertifizieren zu lassen um mögliche 

Doppelanträge zu verhindern. Das Unternehmenskonto ist eine digitale Identität 

für Unternehmen in Deutschland und bietet somit die Möglichkeit diverse Anträge 

den Unternehmen zuzuordnen. Die Technologie basiert auf der Grundlage des 

ELSTER-Zertifikats, dadurch können sich Unternehmen bei Online-Diensten an-

melden, Anträge authentifiziert ausfüllen und Bescheide der angebundenen Ver-

waltungsleistungen über ein zentrales Postfach empfangen. Für Einzelpersonen 

wird die Möglichkeit der Anbindung über das OSI-Servicekonto gesichert. Durch 

dieses Verfahren besteht bei natürlichen Personen die Möglichkeit, diese über 

Ihre eID eindeutig zu identifizieren. Durch den dadurch entstehenden Zugriff auf 

das Servicekonto Bremen wird ihnen der Zugang zur Antragstellung über das 

Antragsportal gewährleistet. Der mögliche Prozess eine online Antragstellung 

zwischen zuwendungsgebender Stelle und potentiellen Antragsteller:innen wird 

in der Grafik am Ende der Ziffer IX dargestellt.  
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3. Umsetzung der Empfehlung 

- Ergänzung der Nummer 16.2 VV-LHO zu § 44 LHO (wie bereits im 

Textbeitrag zu Ziffer III empfohlen) um folgenden Satz 5: 

Förderrichtlinien sind im Transparenzportal zu veröffentlichen. 

- Unterstützung der Nutzenden in der Übergangszeit durch eine zent-

rale Telefon- und E-Mail-Hotline (User-Help-Desk) 

- Weiterführung der Modernisierung von ZEBRA verbunden mit der Er-

gänzung um den Aufbau eines Online-Antragsportals. 

- Schaffung der vertraglichen Regelungen mit Dataport zur Bereitstel-

lung des Online Antragsportals sowie Sicherstellung einer Domain-

Adresse im Prozess. 

- Sicherstellung ausreichender finanzieller Mittel für die weitere Ent-

wicklung und den Betrieb eines Online-Antragsportals in Verbindung 

mit ZEBRA 2.0. 

- Hinterlegung einer Verlinkung zum Online-Antragsportal sowohl in 

den Volltexten, als auch als spezieller „Weiterführender Link“ im Kopf 

des Förderprogramms auf der Seite www.foerderdatenbank.de. 

- Beteiligung Bremens seitens des Senators für Finanzen an dem bun-

deseinheitlichen Prozess Förderfinder. 

 

  

http://www.foerderdatenbank.de/
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IX. Verbesserte Einhaltung der vorgesehenen Fristen für die Ausstel-

lung und Übersendung von Zuwendungsbescheiden sowie die Über-

mittlung von Prüfergebnissen der Verwendungsnachweise an die Zu-

wendungsempfänger, sofern die Verwendungsnachweise der Zuwen-

dungsnehmer vollständig vorliegen. 

 

1. Ausgangslage 

Zuwendungen werden durch schriftlichen Zuwendungsbescheid bewilligt (Num-

mer 4.1 der VV-LHO zu § 44 LHO). Sie sollen regelmäßig erst ausgezahlt wer-

den, wenn der Zuwendungsbescheid bestandskräftig geworden ist (Nummer7.1 

der VV-LHO zu § 44 LHO). Eine Frist für die Bearbeitung von Zuwendungsbe-

scheiden gibt es nicht; lediglich durch den Beginn der Maßnahme erfolgt mittelbar 

eine Terminierung. Nach Nummer 1.3 der VV-LHO zu § 44 LHO dürfen Zuwen-

dungen für Projektförderungen nur für solche Vorhaben bewilligt werden, die 

noch nicht begonnen worden sind. Ausnahmen (u.a. Bewilligung mit Zustimmung 

des/der Beauftragten für den Haushalt) sind zulässig. 

Hinsichtlich der Verwendungsnachweisprüfung sind hingegen mit der letzten gro-

ßen Novellierung des Zuwendungsrechts einheitliche Fristen zur Bearbeitung 

normiert worden. Die Bewilligungsbehörde hat spätestens innerhalb von drei Mo-

naten nach Eingang des Zwischen- und Verwendungsnachweises in einem ers-

ten Schritt (kursorische Prüfung) festzustellen, ob nach den Angaben im Nach-

weis Anhaltspunkte für die Geltendmachung eines Erstattungsanspruches gege-

ben sind (Nummer 11.1 der VV-LHO zu § 44 LHO). Generell hat eine weiterge-

hende Prüfung unter den Voraussetzungen der VV 11.1 zu erfolgen (bei einma-

ligen Zuwendungen ab 25 000 Euro, bei wiederkehrenden Zuwendungen in ei-

nem angemessenen Prüfungsturnus, bei Zweifeln aufgrund der erfolgten kurso-

rischen Prüfung oder wenn die Behörde dies aus sonstigen Gründen für notwen-

dig hält).  

Darüber hinaus sind weitergehende Prüfungen auf Basis eines von der Bewilli-

gungsbehörde zu erstellenden Kriterienkatalogs stichprobenartig durchzuführen 

und in diesem Rahmen auch örtliche Erhebungen in fünf Prozent aller vertieft zu 

prüfenden Nachweise durchzuführen.   

Die weitergehende Prüfung und damit die Verwendungsnachweisprüfung insge-

samt ist grundsätzlich spätestens neun Monate nach Eingang des Nachweises 

abzuschließen (Nummer 11.2 der VV-LHO zu § 44 LHO). Die Nichteinhaltung der 

vorgegebenen Fristen kann unter Umständen auch zu einem Verzicht auf die 

Verzugszinsen führen (siehe hierzu ausführlich Ziffer X.) 

Die Fachanwendung ZEBRA bietet den Bewilligungsstellen bei der Implementie-

rung eines den rechtlichen Anforderungen entsprechenden Terminmanagements 

umfassende Unterstützung.  

Für jeden Zuwendungsfall werden die durch die Verwaltungsvorschriften vorge-

gebenen Fristen für die Verwendungsnachweisprüfung automatisch berechnet, 
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in der Terminübersicht erfasst und die zuständigen Bearbeitenden per E-Mail 

über den Fristablauf informiert.  

2. Ergebnis der Anhörung 

Teilweise wird von den Ressorts das in ZEBRA hinterlegte Terminmanagement-

system bereits genutzt. In einigen Ressorts wird auf VIS oder Outlook zurückge-

griffen oder es werden eigene Excel-Tabellen erstellt. Vereinzelt wird die Einhal-

tung der nach den VV-LHO vorgesehenen Fristen im Vorfeld in einem regelmäßig 

stattfindenden Jour fixe mit den Projektträgern überprüft. 

In als geeignet bewerteten Fällen werden seitens der zuwendungsgewährenden 

Stellen vereinzelt Ausnahmen vom Verbot des vorzeitigen Maßnahmenbeginns 

gemacht, sodass vorzeitig mit der Umsetzung einer Maßnahme begonnen wer-

den kann. 

Die vereinfachte Verwendungsnachweisprüfung wird überwiegend in der Regel 

innerhalb der Dreimonatsfrist nach Eingang des Verwendungsnachweises vor-

genommen. 

Von einzelnen Zuwendungsempfangenden wird von negativen Erfahrungen hin-

sichtlich der Einhaltung der Fristen berichtet. Die Bescheide träfen häufig erst 

dann beim Zuwendungsempfangenden ein, wenn der Zuwendungszeitraum be-

reits begonnen habe, d.h. man müsse hohe Risiken eingehen und in Vorleistung 

treten. Zudem wird bemängelt, dass zwischen der Einreichung der Verwen-

dungsnachweise und deren Prüfung durch die Behörde, bzw. Mitteilung des Prü-

fungsergebnisses an die Zuwendungsempfangenden, häufig sehr lange Zeit-

räume (z.T. mehrere Jahre) lägen und zudem vereinzelt die Tendenz festzustel-

len sei, Zuwendungen erst zum Jahresende (z.B. am 28. Dezember) zu bewilli-

gen. 

Um einen optimalen Projektablauf zu gewähren, sollten nach Ansicht einiger Zu-

wendungsempfangenden Anträge maximal einen Monat nach Erhalt beschieden 

werden. 

Einer Modernisierung der Abläufe stehen sowohl die Zuwendungsgebenden als 

auch –empfangenden offen gegenüber. 

3. Empfehlung 

Aufgrund der sehr voneinander abweichenden Komplexität der Zuwendungsfälle 

kann die Vorgabe einer einheitlichen Frist für die Antragsbearbeitung nicht emp-

fohlen werden. Im Vordergrund sollte hingegen die Verbesserung der Transpa-

renz der Verfahrensprozesse und Kommunikation zwischen der zuwendungsge-

währenden Stelle und den Zuwendungsempfangenden stehen. 

Bislang werden fällige und überfällige Termine in der Terminübersicht rot unter-

legt. Über Nacht wird geprüft, ob fällige Termine vorhanden sind. Diese Anträge 



 

49 
 

werden dann bei dem jeweiligen Bearbeitenden automatisch in die Antragsliste 

aufgenommen und mit gekennzeichnet.  

Bis zur Erledigung des Termins bleiben die Anträge mit dem roten Symbol in der 

Antragsliste.

 

Mit ZEBRA 2.0 soll das Fristenmanagement für die Verwendungsnachweisprü-

fung weiter dahingehend optimiert werden, dass die Benachrichtigung regelmä-

ßig bereits 2 Wochen vor Fristablauf und nicht erst am Tag des Fristablaufs er-

folgt.  

Bereits mit der aktuellen Version von ZEBRA können antragsbezogen Wieder-

vorlagen in der Terminverwaltung angelegt werden. Es ist nicht erforderlich, für 

den Bereich des Fristenmanagements oder der Terminverwaltung auf andere 

Systeme wie VIS oder Outlook auszuweichen. 

Darüber hinaus wird das Online-Antragsportal dem Zuwendungsempfangenden 

stets einen aktuellen Einblick in den aktuellen Bearbeitungssand geben und eine 

direkte Kommunikation mit der bearbeitenden Stelle ermöglichen. 

4. Umsetzung der Empfehlung 

- Nutzung des Online- Antragsportals  

Hinsichtlich des Umsetzungsstandes wird auf die Antworten der Ziffern VII und 

VIII verwiesen. 

- Potenzial von ZEBRA nutzen  

Alle zuwendungsbearbeitenden Stellen werden (wie bereits auch in der Bearbei-

tung zu Ziffer III) aufgefordert, das Potenzial von ZEBRA in Gänze zu nutzen.  

- Verbesserung des Fristenmanagements durch ZEBRA 2.0, wie o.g. durch Be-

nachrichtigung regelmäßig bereits 2 Wochen vor Fristablauf und nicht am Tag 

des Fristablaufs.  
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Das seitens des Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie des Landes NRW genutzte digitale Portal für einen digitalen Verfahrensablauf „DiVa“ für die EFRE-Projekte bietet die 
Möglichkeit, um die Kommunikation zwischen den Zuwendungsempfängern und den EFRE-Bewilligungsbehörden digital durchzuführen. Über eine Bidirektionale Verbindung soll sowohl an dem Online – 
Antragsportal als auch an ZEBRA 2.0 eine Schnittstelle entstehen um einen Austausch zwischen Antragsteller:innen und den Sachbearbeiter:innen der Zuwendungsgebenden Dienststellen zu ermögli-
chen. Eine vollständige Implementierung von DiVa in die ZEBRA Umgebung wäre nur schwer umsetzbar und wäre mit einem enormen Mehraufwand verbunden. Um eine sinnvolle und schnelle Imple-
mentierung einer Funktion zur Kommunikation zu erreichen werden die in DiVa verwendeten Eigenschaften genauer betrachtet und ihre Funktionen für die Nutzung als Kommunikationsmöglichkeit 
zwischen den Antragsteller:innen und den Sachbearbeiter:innen in ZEBRA und dem Online – Antragsportal implementiert. 
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X. Erhöhung der Bagatellgrenze bei der Verzinsung von Rückforde-

rungen 

 

Für die Verzinsung von Rückforderungen von Zuwendungen wird eine Erhöhung 

der Bagatellgrenze gefordert.  

1. Ausgangslage 

Eine Verzinsung hat bei allen Erstattungsansprüchen zu erfolgen. Erstattungs-

ansprüche entstehen, wenn der Zuwendungsbescheid ganz oder teilweise für die 

Vergangenheit unwirksam geworden ist.  

Unwirksam werden kann er durch  

- den Eintritt einer auflösenden Bedingung gemäß § 36 Abs. 2 Nr. 2 (Ver-

waltungsverfahrensgesetz- VwVfG), z.B. durch die nachträgliche Ermäßi-

gung der zuwendungsfähigen Ausgaben oder die Änderung der Finanzie-

rung, 

- einen Widerruf- und Rückforderungsbescheid, z.B. wegen der nicht als-

baldigen Verwendung der Mittel oder der nicht zweckentsprechenden Ver-

wendung der Mittel (zum Beispiel bei nicht anerkannten Ausgaben, Teil-

nehmerreduzierung) gem. § 49 Abs. 3 Nr. 1 VwVfG, 

- Nichterfüllung von Auflagen gem. § 49 Abs. 3 Nr. 2 VwVfG (zum Beispiel 

bei Nichteinhaltung des Finanzierungsplans, Verstoß gegen Mitteilungs-

pflichten. 

Nach Nummer 8.3 der VV-LHO zu § 44 LHO ist ein Erstattungsanspruch (Rück-

forderung) mit seiner Entstehung fällig und von diesem Zeitpunkt an nach Maß-

gabe des § 49 a Bremisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BremVwVfG) mit 5 

von Hundert über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 Bürgerliches Gesetz-

buch (BGB) für das Jahr zu verzinsen.  

Anders als viele andere Bundesländer hat die Freie Hansestadt Bremen für den 

Zuwendungsbereich keine spezielle Bagatellgrenze, bis zu deren Erreichen auf 

die Verzinsung von Rückforderungen verzichtet werden kann. Bislang kann aus-

schließlich nach der geltenden Kleinbetragsregelung (Anlage 1 der VV-LHO zu § 

59 LHO) auf einen Gesamtrückstand (einschließlich Zinsen) in Höhe von 5 € ver-

zichtet werden. Dies bewegt sich im Rahmen der Regelung anderer Länder. Die 

Regelungen der Länder speziell für den Zuwendungsbereich sind sehr unter-

schiedlich und gehen von einem Verzicht auf Zinsen in Höhe von 50 € (u.a. Nie-

dersachsen, Brandenburg, Hessen) bis zu einem Verzicht von 150 € (Baden-

Württemberg). Der Bund und die Freie und Hansestadt Hamburg haben für den 

Zuwendungsbereich ebenfalls keine Regelung für den Verzicht.  
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2. Ergebnis der Anhörung 
 

Auf Basis der erfolgten Bestandsaufnahme ergibt sich ein sehr heterogenes Bild: 

 

Rückforderungen im Jahr 2019 

 
 

Rückforderungen im Jahr 2020 

 
 

Je nach unterschiedlicher Häufigkeit von Rückforderungen innerhalb der einzel-

nen Ressorts gestalten sich auch die Argumente für oder gegen die Einführung 

einer Bagatellgrenze sehr differenziert. 

 

Nur vereinzelt wird ein dringender Bedarf für die Einführung einer Bagatellgrenze 

unter Hinweis auf ein Missverhältnis zwischen Verwaltungsaufwand und Ertrag 

gesehen, teilweise werden konkrete Schwellenwerte für Zinsforderungen ge-

nannt (20 €, 50 €, 100 €, 250 €,500 € oder auch eine prozentuale Grenze, die die 

unterschiedlichen Höhen der Zuwendungen berücksichtigen). Überwiegend wird 

jedoch kein großer Aufwand für die Zinsberechnungen beklagt. Die Berechnung 

der Zinsen ist mithilfe eines Tools, wie es bereits in Teilbereichen genutzt wird, 

mit einem überschaubaren Aufwand verbunden. Da die Rückforderungssumme 

im Rahmen des Verwendungsnachweises ohnehin geprüft und durch einen 

Rückforderungsbescheid festgesetzt wird, kann allein mit der Einführung einer 

Bagatellgrenze für die Verzinsung von Rückforderungen kaum eine Reduzierung 

des Verwaltungsaufwandes erwartet werden. 
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Darüber hinaus konnten einzelne zuwendungsgebende Stelle durch die konse-

quente Mittelbereitstellung im zweimonatigen Abstand und einen Einbehalt von 

5-10% der Fördersumme auf Rückforderungen bzw. Verzinsungen verzichten. 

3. Empfehlung 

Bereits jetzt kann nach § 49 a Abs. 3 BremVwVfG von der Geltendmachung des 

Zinsanspruchs insbesondere dann abgesehen werden, wenn der Zuwendungs-

empfangende die Umstände, die zur Rücknahme, zum Widerruf oder zur Unwirk-

samkeit des Zuwendungsbescheides geführt haben, nicht zu vertreten hat und 

den zu erstattenden Betrag innerhalb der von der Behörde festgesetzten Frist 

leistet. Im Rahmen des von der Behörde auszuübenden Ermessens muss sie 

auch berücksichtigen, ob, in welchem Ausmaß und aus welchem Grund der Er-

lass der endgültigen Entscheidung verzögert worden ist; die für die Verwen-

dungsnachweisprüfung nach Nummer 11.1 bzw. 11.2 der VV-LHO zu § 44 LHO 

vorgesehen Fristen nicht eingehalten wurden.16 Wurde die Entscheidung später 

als sachlich erforderlich getroffen, so können Zinsen nicht geltend gemacht wer-

den. Zur Klarstellung wird unter Nummer 8.3 der VV-LHO zu § 44 LHO ein ent-

sprechender Hinweis hierzu aufgenommen. 

In Bezug auf die Einführung einer Bagatellgrenze wird ansonsten auf den Aus-

tausch zu diesem Thema mit dem Rechnungshof der Freien Hansestadt Bremen 

im Frühjahr 2020 verwiesen, auf den bereits im Rahmen der Großen Anfrage 

„Zuwendungsrecht modernisieren – unnötige Bürokratie und Hemmnisse für Trä-

ger abbauen“ Bezug genommen wurde.  

In diesem Austauschkonnte nicht erkannt werden, dass die Einführung einer Ba-

gatellgrenze für Rückforderungen zu einer erheblichen Verwaltungsvereinfa-

chung beitragen würde. Zudem sollten keine Signale dahingehend ausgesendet 

werden, dass die Beitreibungsgrenze in einem Haushaltsnotlageland erhöht wird. 

In der Vergangenheit sei den Ressorts des Öfteren empfohlen worden, offene 

Forderungen niederzuschlagen, wenn es unwirtschaftlich gewesen sei, auf eine 

Beitreibung zu bestehen. Insofern sei es in das Ermessen einer jeden Behörde 

zu stellen, gleichgelagerte offene Forderungen zu einem bestimmten Stichtag 

niederzuschlagen, wenn es aus Sicht des Ressorts dafür gute Gründe gebe. Da-

bei dürfe das Ressort auch gleichgelagerte Fälle zusammenfassen und eine 

„Sammelniederschlagung“ veranlassen.  

Diese Auffassung unterstützt der Senator für Finanzen auch zum jetzigen Zeit-

punkt: Eine Bagatellgrenze für den Zuwendungsbereich wäre gegenüber der all-

gemeinen Kleinbetragsregelung aus Sicht des Senators für Finanzen außerdem 

auch schwer inhaltlich zu rechtfertigen. Unklar ist, was Zuwendungsforderungen 

von anderen Forderungen unterscheidet. Auch vor dem Hintergrund der weiter-

hin angespannten Haushaltssituation Bremens ist eine generelle Anhebung der 

                                                           
16 BVerwG, Urteil vom 19. 11. 2009 - 3 C 7/09, NVwZ 2010, 643ff, Sachs in Stelkens, Bonk, Sachs, Kom-
mentar zum Verwaltungsverfahrensrecht, 2018, § 49a, Rn. 78 
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Bagatellgrenzen keine Option. Individuelle Lösungen durch die Festlegung einer 

Bagatellgrenze speziell für einen Förderbereich im Rahmen einer Förderrichtlinie 

sind dagegen grundsätzlich möglich. 

Es wird deshalb empfohlen, dem Problem der zum Teil aufwendigen Verzinsung 

von Rückforderungen bei geringfügen Rückforderungsbeträgen durch folgendes 

Maßnahmenbündel zu begegnen: 

- Bei der Förderung jährlich wiederkehrender Vorhaben können die zurück-

zufordernden Zuwendungen und die Zinsen mit der folgenden Zuwendung 

für denselben Zweck verrechnet werden. Es werden die technischen Vo-

raussetzungen geschaffen, die Aufrechnung in ZEBRA abzubilden. Eine 

Umbuchung in SAP ist nicht erforderlich. Eine entsprechende Änderung 

der Verwaltungsvorschriften wird hier empfohlen.  

- Durch die Modifikation des Auszahlverfahrens kann ein Einbehalt der Zu-

wendungssumme von bis zu 10% Rückforderungsansprüche vermeiden. 

Alternativ ist die Mittelbereitstellung im zweimonatigen Abstand konse-

quent anzuwenden. 

- stärkere Nutzung der Festbetragsfinanzierung. 

- Prüfung der Einführung einer Bagatellgrenze für den jeweiligen Zuwen-

dungsbereich (siehe Nummer 4 der Anlage 5 der VV-LHO zu § 44 LHO). 

- Prüfung inwieweit nach § 49 a Abs. 3 BremVwVfG – insbesondere auf-

grund eines von der Behörde zu vertretenen verzögerten Abschlusses der 

Verwendungsnachweisprüfung – auf Verzugszinsen zu verzichten ist. 

4. Umsetzung der Empfehlung 

- Eine Änderung der Verwaltungsvorschriften zu § 44 sollte wie folgt vorgenom-

men werden: 

- Ergänzung der Nummer 8.3 der VV-LHO zu § 44 LHO um folgende neuen 

Sätze 5 – 7: 

Nur für den Zeitraum einer von der Behörde zu vertretenen Verzögerung dürfen 

Zinsen nicht geltend gemacht werden. Soweit die Verwendungsnachweisprü-

fung nicht innerhalb der dafür vorgesehenen Fristen abgeschlossen wurde 

(Nummern 11.1 bzw. 11.2), ist im Rahmen des auszuübenden Ermessens zu 

prüfen, ob, in welchem Ausmaß und aus welchem Grund der Erlass der end-

gültigen Entscheidung verzögert worden ist und ob diese Verzögerung von der 

Behörde zu vertreten ist. Der Ablauf des Verwaltungshandeln ist nachvollzieh-

bar darzustellen und das Prüfergebnis in Textform mit Begründung zu doku-

mentieren. 

- - Änderung der Verwaltungsvorschriften der Anlage 1 zu Nr. 5.1 zu § 44 (AN-

Best-I), Nummer 1.5 und der Anlage 2 zu Nr. 5.1 zu $ 44 LHO ANBest-P zu § 

44 LHO, Nummer 1.6 :  
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„Anlage 1 zu Nr. 5.1 zu § 44 (ANBest-I), Nummer 1.5 

Ausgezahlte Zuwendungen, die am Jahresende nicht verbraucht wurden, sind 

- wenn für denselben Zweck Zuwendungen im Folgejahr bewilligt werden - auf 

die Abforderung zu Beginn des Folgejahres anzurechnen. Die Erfüllung des 

teilweisen Rückforderungsanspruchs sowie die entsprechende Reduzierung 

der offenen Forderung im Folgejahr durch Aufrechnung ist in ZEBRA auszu-

weisen und dem Zuwendungsempfangenden mitzuteilen. Soweit die Forderung 

für das Folgejahr noch nicht fällig ist, ist außerdem die Zustimmung des Zuwen-

dungsempfangenden einzuholen 

 

Anlage 2 zu Nr. 5.1 zu § 44 LHO ANBest-P zu § 44 LHO, Nummer 1.6: 

 

1.6 Ausgezahlte Zuwendungen, die am Jahresende nicht verbraucht wurden, 

sind - wenn für denselben Zweck Zuwendungen im Folgejahr bewilligt werden 

- auf die Abforderung zu Beginn des Folgejahres anzurechnen. Die Erfüllung 

des teilweisen Rückforderungsanspruchs sowie die entsprechende Reduzie-

rung der offenen Forderung im Folgejahr durch Aufrechnung ist in ZEBRA aus-

zuweisen und dem Zuwendungsempfangenden mitzuteilen. Soweit die Forde-

rung für das Folgejahr noch nicht fällig ist, ist außerdem die Zustimmung des 

Zuwendungsempfangenden einzuholen.“ 

 

Zu der Modifikation des Auszahlverfahrens wird auf die Ausführungen zu Ziffer 

VI. des vorliegenden Berichts verwiesen. Ggf. ist alternativ eine konsequente 

Mittelbereitstellung im zweimonatigen Abstand zu gewährleisten. 

 

Zu den Möglichkeiten der verstärkten Nutzung der Festbetragsfinanzierung und 

der damit seltener entstehenden Rückforderungsansprüche wird auf die Aus-

führungen zu Ziffer II. dieses Berichts verwiesen. 

  



 

56 
 

XI. Überprüfung von Zuwendungen im Hinblick auf ihre ökologische 

und klimaschädliche Wirkung 

 

Die öffentliche Hand kann nur an der Vergabe solcher Zuwendungen Interesse 

haben, die den Grundsatz der Nachhaltigkeit, d.h. die gleichrangige Behandlung 

ökologischer, ökonomischer und sozialer Ziele, beachten.  

1. Ausgangslage  

Bereits in Beantwortung der Großen Anfrage „Zuwendungsrecht modernisieren 

– unnötige Bürokratie und Hemmnisse für Träger abbauen“(Große Anfrage der 

Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der SPD und DIE LINKE vom 

10.11.2020, Drucksache 20/704) wurde vom Senator für Finanzen darauf hinge-

wiesen, dass ökologisch schädliche Zuwendungen, insbesondere solche, die die 

Klimakrise noch beschleunigen, nicht im Interesse der Freien Hansestadt Bre-

men liegen und daher nach der Wertung des § 23 LHO nicht zuwendungsfähig 

sind. Bislang liegen jedoch – auch bundesweit – keine allgemeingültigen Kriterien 

vor, die für eine flächendeckende Überprüfung von Zuwendungen im Hinblick auf 

ihre ökologogische und klimaschädliche Wirkung angewandt werden könnten. 

Maßgeblich für die derzeitige Umweltpolitik in Deutschland ist die Deutsche 

Nachhaltigkeitsstrategie, die im Januar 2017 von der Bundesregierung als Neu-

auflage veröffentlicht wurde. In dieser Strategie wird ein breites Themenspektrum 

abgebildet und ökologische Aspekte werden als gleichberechtigt mit wirtschaftli-

chen und sozialen Aspekten gewertet. Die Bundesregierung folgt im Aufbau der 

Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie17 und in der Auswahl der Indikatoren inhalt-

lich der Agenda 2030 der Vereinten Nationen und den zugehörigen 17 Zielen für 

eine nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, SGDs). Daher 

wurde, thematisch passend, mindestens ein Indikator zu jedem der 17 Ziele in 

die Strategie aufgenommen. Die Freie Hansestadt Bremen hat sich mit den 

„Entwicklungspolitischen Leitlinien“ vom März 2015 (Drs. 18/1438) schon 

während ihrer Erarbeitung an der Agenda 2030 orientiert. Ein „Bremer Weg zur 

Umsetzung der Agenda 2030“ wurde mit den Leitlinien bereits beschritten. Zu 

den Zielen gehört u.a., die öffentliche Beschaffung in der Freien Hansestadt Bre-

men nach ökologischen und sozialen Kriterien auszurichten, indem insbesondere 

das Vergabegesetz konsequent umgesetzt wird. 

 

Grundsätzlich können außerdem die „klassischen Umweltindikatoren“18 eine Ori-

entierung für die Vergabe von Zuwendungen bieten, denn sie berücksichtigen die 

ökologische Dimension der Nachhaltigkeit. So wäre zu prüfen, ob Förderungen 

                                                           
17 Nachhaltigkeitsstrategie - Bundesregierung 
18 Quelle: Umweltindikator – Wikipedia Ein Umweltindikator ist ein methodisches Kon-
strukt, das auf messbare Ersatzgrößen (Indicans) zurückgreift, um einen ansonsten 
schwer greifbaren Umwelt-Sachverhalt (das Indicandum) zu beschreiben. 

 

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Infodienst/2017/01/2017-01-11-Nachhaltigkeitsstrategie/2017-01-10-Nachhaltigkeitsstrategie_2016.html
https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Infodienst/2017/01/2017-01-11-Nachhaltigkeitsstrategie/2017-01-10-Nachhaltigkeitsstrategie_2016.html
https://www.umweltbundesamt.de/daten/umweltindikatoren
https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/nachhaltigkeitspolitik/eine-strategie-begleitet-uns
https://de.wikipedia.org/wiki/Umweltindikator#:~:text=Ein%20Umweltindikator%20ist%20ein%20methodisches%20Konstrukt%2C%20das%20auf,ansonsten%20schwer%20greifbaren%20Umwelt-Sachverhalt%20%28das%20Indicandum%29%20zu%20beschreiben.
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negative Auswirkungen haben, z.B. indem sie Kohlendioxid- und Treibhausgas- 

oder Lärmemissionen oder einen hohen Energieverbrauch oder ein hohes Abfall-

aufkommen verursachen. Der Förderzweck sollte immer im Einklang mit der Ver-

besserung der Umweltsituation stehen. Beispielsweise sei hier genannt  

- die Erhöhung der Artenvielfalt bzw. zum Erhalt der Biodiversität (z.B. Blüh-

wiesenprojekte),  

- der Ausbau der ökologischen Landwirtschaft,  

- die Förderung der Verbreitung einer nachhaltigen Mobilität oder eines um-

welt-/ressourcenschonenden Konsumverhaltens,  

- die Förderung der praktischen Vermittlung von Umwelt- und Naturerfah-

rung, 

- die Anpassung an die Folgen des Klimawandels (z.B. durch die Förderung 

von Entsiegelung, Versickerungsmöglichkeiten, Dachbegrünung), 

- die Förderung der angewandten Umweltforschung oder zur Förderung an-

wendungsnaher Umwelttechniken (die auf die Erhöhung der Ressour-

ceneffizienz in Unternehmen ausgerichtet sind) oder  

- die Förderung der Erzeugung erneuerbarer Energien.  

Fördervorhaben sollten zudem so ausgestaltet sein, dass sie unabhängig vom 

Förderzweck bei der Projektdurchführung möglichst wenig negative Umweltaus-

wirkungen verursachen, z.B. durch  

- Nutzung erneuerbarer Energien bei der Projektdurchführung, 

- Maßnahmen zur Reduktion des mobilitätsbezogenen CO2-Ausstoßes 

(z.B. bei der im Rahmen der geförderten Projekte erforderlichen Mobilität 

durch Nutzung CO2-armer Verkehrsmittel anstelle von Flugzeug orientiert 

an den aktuellen Vorgaben für klimafreundliche Dienstreisen der Freien 

Hansestadt Bremen),  

- Maßnahmen zur Reduzierung des Abfallaufkommens (z.B. durch Nutzung 

von Recyclingmaterialien oder langlebigen Produkten),  

- Berücksichtigung von Umweltanforderungen bei den im Rahmen der Pro-

jekte anzuschaffenden Waren und Dienstleistungen (z.B. orientiert an den 

Vorgaben der Freien Hansestadt Bremen für die ökologische öffentliche 

Beschaffung gemäß der Verwaltungsvorschrift für die Beschaffung der 

Freien Hansestadt Bremen - Land und Stadtgemeinde Bremen (VVBesch) 

vom 14. Mai 2019. In der Anlage 2 sind dezidierte Vorgaben für ökologi-

sche Mindestanforderungen für eine Vielzahl an Waren und Dienstleistun-

gen enthalten), 

- Schonung der natürlichen Lebensgrundlagen (Boden, Luft, Wasser) 

bei der Umsetzung von baulichen Maßnahmen. Hierzu gehören der 
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sparsame Umgang mit Naturgütern und Energie sowie die Schonung 

und der Erhalt der heimischen Tier- und Pflanzenarten und ihrer na-

türlichen Umgebung. 

Sofern beispielsweise Catering Bestandteil eines zu fördernden Projektes ist, 

müsste zusätzlich eine Vorgabe gemacht werden, dieses auf vegetarisches Ca-

tering und/oder in Bio-Qualität zu beschränken (orientiert am Aktionsplan 2025 - 

Gesunde Ernährung in der Gemeinschaftsverpflegung der Stadtgemeinde Bre-

men). Zudem wären Vorgaben zu Printmaterialien und Berichtspflichten (z.B. auf 

Recyclingpapier und doppelseitig gedruckt) sowie Vorgaben zur Durchführung 

von CO2-armen Veranstaltungsformaten zu empfehlen. Kosten für Einwegmate-

rialien als Give-aways wären als nicht-förderfähig einzustufen. 

Zuwendungsrechtlich sind jedoch keine allgemeingültigen Kriterien für eine flä-

chendeckende Prüfung der Anforderungen vorhanden. Nichts desto trotz sind 

Zuwendungsempfangende in einigen Bereichen schon jetzt an rechtliche Rege-

lungen für eine ökologische und klimafreundliche Beschaffung oder Ausgestal-

tung des Vorhabens gebunden. 

Soweit unter Verwendung der Zuwendung Waren beschafft oder Dritte mit der 

Erbringung einer Leistung beauftragt werden und dabei der geschätzte Auftrags-

wert den wettbewerbsrechtlichen Schwellenwert (seit 2022 215 000 Euro) er-

reicht oder überschreitet, sind zwar die Regelungen des Abschnitts 2 des Geset-

zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) anzuwenden: Die Grundsätze 

der Vergabe verlangen hier umweltbezogene Aspekte zu berücksichtigen (§ 97 

Absatz 3 GWB). Ökologische Kriterien sind allerdings auch hier nicht genannt. 

Bei Zuwendungen für Baumaßnahmen des Hochbaus sind die „Technische[n] 

Standards für die Planung und Durchführung von Bauvorhaben im Hochbau bre-

mischer öffentlicher Bauherren und Zuwendungsempfänger“ (Baustandards Bre-

men) – einschließlich der energetischen Anforderungen zu beachten. Ziel der 

Bestimmungen der Baustandards Bremen ist u. a. die Schonung der natürlichen 

Lebensgrundlagen. 

Mit der ersten Bremer Enquetekommission „Klimaschutzstrategie für das Land 

Bremen“19 haben Abgeordnete aller Fraktionen der Bremischen Bürgerschaft und 

Sachverständige Klimaziele für das Land Bremen bis zum Jahr 2030 und darüber 

hinaus im Einklang mit dem Pariser Klimaabkommen20 sowie unter Berücksichti-

gung des global verbleibenden CO2-Budgets definiert. Der Zuwendungsbereich 

wird vom Enquetebericht nicht ausdrücklich tangiert. Im Ergebnis des Berichts 

                                                           
19 Der Einsatz der Kommission erfolgte aufgrund eines Beschlusses der Bürgerschaft 
(Landtag), 7. Sitzung, vom 29.01.2020. Grundlage des Beschlusses war ein gemeinsa-
mer Antrag der Fraktionen der CDU, der FDP, der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und DIE 
LINKE vom 28.01.2020. 
 
20 Mehr als 190 Staaten haben sich mit dem Pariser Abkommen von 2015 verpflichtet, die 
durch Treibhausgase verursachte Erderwärmung auf deutlich unter zwei Grad im Ver-
gleich zur vorindustriellen Zeit zu begrenzen. Angestrebt werden 1,5 Grad. 
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wird jedoch als direkte Handlungsmöglichkeit der öffentlichen Hand die Beschaf-

fung in der Verwaltung und Abfallvermeidung genannt21 sowie die Sanierung der 

Gebäude auf ein hohes energetisches Niveau; Neubauten sollen vorrangig als 

Plusenergiegebäude errichtet werden. 

Der Klimavorbehalt, demzufolge in der Zukunft alle Anträge und Verwaltungsvor-

lagen auf die Folgen fürs Klima geprüft werden sollen, wird nicht Teil dieser Um-

setzungsstrategie des Senatsbeschlusses vom 03.05.22 sein. Er wird weiterhin 

als getrennter Vorgang behandelt und soll zeitnah umgesetzt werden.  

Darüber hinaus erlaubt § 5 Abs. 2 der VVBesch institutionellen Zuwendungsemp-

fangenden der Freien Hansestadt Bremen (Land und Stadtgemeinde Bremen), 

die zu mehr als 50 % aus öffentlichen Mitteln finanziert werden, sich an der zent-

ralen Beschaffung zu beteiligen und so nachhaltig und klimafreundlich Waren 

und Dienstleistungen zu erwerben. Die Bewilligungsbehörden haben in den je-

weiligen Bewilligungsbescheiden auf die Möglichkeit dieser Beteiligung hinzuwei-

sen. 

In der öffentlichen Beschaffung der Freien Hansestadt Bremen ist nachhaltigerer 

und klimafreundlicherer Konsum bereits jetzt eine zentrale Anforderung. Die 

Grundsätze der ökologischen Beschaffung sind sowohl in der VVBesch sowie im 

„Bremischen Gesetz zur Sicherung von Tariftreue, Sozialstandards und Wettbe-

werb bei öffentlicher Auftragsvergabe (Tariftreue- und Vergabegesetz - TtVG)“ 

verankert. Zu den Grundsatzfragen der ökologischen öffentlichen Beschaffung 

berät in der Freien Hansestadt Bremen (FHB) das Referat „Umweltinnovationen 

& Anpassung an den Klimawandel“ bei der Senatorin für Klimawandel, Umwelt, 

Mobilität und Stadtentwicklung (SKUMS). Außerdem wurde eine „Kompetenz-

stelle für sozial verantwortliche Beschaffung“ eingerichtet, die bei Immobilien Bre-

men (IB) angesiedelt ist und die FHB bei der öffentlichen Beschaffung unterstützt. 

Diese Kompetenzstelle führt regelmäßig gemeinsame Projekte in Kooperation 

mit der „Servicestelle Kommunen in der Einen Welt“ durch, die darauf abzielen, 

den Anteil der nach ökologischen und sozialen Kriterien beschafften Produkte zu 

steigern.  

2. Ergebnis der Anhörung 

Zurzeit werden – abgesehen von den dezidiert umwelt-, natur- und klimaschutz-

orientierten Förderprogrammen und Projekten – von den Ressorts keine standar-

disierten Prüfungen im Rahmen der Zuwendungsgewährung hinsichtlich ihrer 

ökologischen Auswirkung oder klimaschädlichen Wirkung durchgeführt, weil es 

keine Kriterien für diese Prüfung gibt. Die bereits oben angesprochenen speziel-

len Regelungen für Baumaßnahmen oder die der zentralen Beschaffung wurden 

im Rahmen der Anhörung von den Ressorts nicht ausdrücklich bewertet. Die 

Auswirkungen auf die nachhaltige Entwicklung (Boden, Wasser, Biodiversität, 

                                                           
21 Seite 32 des o.g.Berichts 
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Klima, Luft, Energie und Gesundheit) werden lediglich im Bereich des EFRE-Pro-

grammes 2014-2020 im Rahmen der „Querschnittsziele“ bei der Antragsprüfung 

beurteilt.  

Eine ressortübergreifende Regelung bezüglich eines einheitlichen Kriterienkata-

loges wird begrüßt. 

Die Möglichkeit, ökologische Kriterien, beispielsweise bei der Anschaffung von 

E-Fahrzeugen, dem Einsatz von Geräten mit geringem Energieverbrauch, eine 

stärkere ÖPNV-Nutzung sowie die Reduzierung von km-Pauschalen mehr zu 

nutzen, berücksichtigen zu können, wird vorgeschlagen. 

3. Empfehlung 

Das Land Bremen trägt die Verantwortung dafür, dass Kriterien geschaffen wer-

den, die Zuwendungen in Hinblick auf ihre ökologische und klimaschädliche Wir-

kung überprüfen können.  

 

Aufgrund des inhomogenen Feldes der Zuwendungsempfangenden erscheint es 

schwierig, allgemeingültige Kriterien auf der Grundlage der klassischen Indikato-

ren für jeden Einzelfall zu entwickeln, ohne gleichzeitig zusätzliche bürokratische 

Hürden für kleine Förderungen zu schaffen. Demgegenüber zeichnet es sich 

dennoch als sinnvoll und unerlässlich ab, eine konkrete Hilfestellung zu schaffen, 

die förderungsbezogen gegenüber dem Zuwendungsempfangenden in individu-

ell angepassten Förderrichtlinien genutzt werden können.  

 

Mit Blick auf die negativen Umweltwirkungen von Waren und Dienstleistungen, 

die im Rahmen geförderter Projekte beschafft werden, wäre es ein deutlicher 

Fortschritt, wenn es Zuwendungsempfangenden ermöglicht würde, über IB 

Dienstleistungen und Waren zu beschaffen. Durch die zentrale Beschaffung und 

die VVBesch ist gewährleistet, dass bei der öffentlichen Beschaffung des Landes 

Bremen und der Stadtgemeinde Bremen alle Gesetze und Normen eingehalten 

werden und sozial-verantwortlich und ökologisch nachhaltig eingekauft wird. Die 

Vorgaben für die ökologisch nachhaltige Beschaffung unterliegen dabei einer 

sehr dynamischen Entwicklung. So sollen die 2019 in der Anlage 2 zur VVBesch 

formulierten ökologischen Anforderungen in Zusammenarbeit mit SKUMS einer 

Überarbeitung unterzogen werden. Hierbei soll betrachtet werden, ob durch neu-

ere politische und/ oder wissenschaftliche Entwicklungen/Erkenntnisse die Stan-

dards erweitert bzw. verschärft werden können. Auch wird dabei die Realisier-

barkeit mit Blick auf den jeweiligen Beschaffungsmarkt untersucht. Dieser Pro-

zess wird nach Auskunft von IB noch in 2022 beginnen und im Laufe des Jahres 

2023 voraussichtlich abgeschlossen werden. 

Eine Auswertung zeigt, dass bisher nur ein Bruchteil der institutionellen Zuwen-

dungsempfangenden, die die Zentrale Beschaffung in Anspruch nehmen könn-
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ten, diese auch nutzen: Im Jahre 2020 betrug das Gesamtvolumen der Zuwen-

dungen im Land Bremen insgesamt rund 509 Mio.€. Ein Fördervolumen von rund 

310 Mio. € wurde im Jahre 2020 an 305 institutionelle Förderungen vergeben. 

Von diesen 305 Förderfällen wurden nach einer Auswertung des Senators für 

Finanzenrund 137 zu mehr als 50 % aus öffentlichen Mitteln finanziert und hätten 

damit an der zentralen Beschaffung teilnehmen können.  

2020 haben tatsächlich laut einer Auswertung durch IB nur 6 Zuwendungsemp-

fangende mit einem Gesamtvolumen von rund 6.300 € über IB Waren und Dienst-

leistungen beschafft.  

Dabei bietet die Nutzung des Waren- und Dienstleistungsangebots für die Zu-

wendungsempfangenden neben den ökologischen und klimafreundlichen Aspek-

ten insgesamt große Vorteile. Zum einen werden durch die zentrale Beschaffung 

deutlich günstigere Preise für Waren und Dienstleistungen angeboten. Zum an-

deren entfiele bei den Zuwendungsempfangenden die eigenständige Durchfüh-

rung von Vergabeverfahren und die Beachtung der entsprechenden Regularien. 

Sie bestellen „einfach“ über das Bremische elektronische Katalog- und Bestell-

system „BreKat“ und bekommen die Ware innerhalb weniger Werktage direkt ge-

liefert. Die Zuwendungsempfangenden verhalten sich damit in jedem Fall verga-

berechtskonform, womit die Rechtssicherheit der Beschaffungsprozesse ge-

währleistet und Prozesskosten eingespart würden. Eine nachhaltige Beschaffung 

wäre gewährleistet, denn alle zur Verfügung gestellten Waren und Dienstleistun-

gen erfüllen hohe ökologische und soziale Standards gemäß den bremischen 

Vorgaben wie des TtVG, der Bremischen Kernarbeitsnormenverordnung (Brem-

KernV) oder der VVBesch.  

Das für die Dienstleistung an IB zu entrichtende Nutzungsentgelt in Höhe von 

derzeit 2,5 % der jährlichen Netto-Bestellsumme für „externe Bedarfsträger“ (au-

ßerhalb der bremischen Kernverwaltung stehende Einheiten), zu denen Zuwen-

dungsempfangende gehören, ist so gering, dass davon auszugehen ist, dass es 

keine Auswirkungen auf die Wirtschaftlichkeit des Beschaffungsprozesses hat.  

Das Entgelt würde sich vermutlich in den meisten Fällen durch Preisvorteile, Ar-

beitsentlastung und Senkung der Prozesskosten vollständig egalisieren. 

Nach alledem wird empfohlen, die Verwaltungsvorschrift dahingehend zu ändern, 

dass die institutionellen Zuwendungsempfangenden, die überwiegend öffentlich 

gefördert werden, über die zentrale Beschaffung die dort erhältlichen Waren be-

stellen sollten. Die Beteiligung an der zentralen Beschaffung wird damit zum Re-

gelfall. 

Das Bescheinigungsformular der IB Bremen, das als Berechtigung zur Beschaf-

fung dient, sollte in diesen Fällen regelhaft den Zuwendungsbescheiden der be-

rechtigten institutionell Geförderten hinzugefügt werden. 
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Auf Basis der hierdurch gewonnenen Erfahrungen wird empfohlen, perspekti-

visch in einem zweiten Schritt auch eine Einbindung von geeigneten Projektför-

derungen in die zentrale Beschaffung zu prüfen. Im Jahr 2020 wurde in rund 3800 

Förderfällen knapp 200 Mio. € an Projektförderungen vergeben. Laut Empfehlung 

von IB sollten Projekte aus Wirtschaftlichkeitsgründen eine Mindestlaufzeit von 3 

Jahren haben. Aufgrund des Initialisierungsaufwands (Lizenz etc. für den Zu-

gang) wäre der Zugang für kürzer andauernde Projekte zu unwirtschaftlich. Zu-

dem könnte für Projektförderungen ein Schwellenwert bestimmt werden, ab wel-

cher Höhe des Förderbetrags bei IB bestellt werden kann. 

Durch die verpflichtende Einbindung der institutionellen Zuwendungsempfangen-

den in die zentrale Beschaffung wäre ein wichtiger erster Schritt getan, Zuwen-

dungen ökologisch und klimafreundlich zu gestalten.  

4. Umsetzung der Empfehlung 

- Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass bereits jetzt gem. § 5 Abs. 2 

VVBesch die Bewilligungsbehörden in den jeweiligen Bewilligungsbe-

scheiden auf die Möglichkeit der Beteiligung der institutionellen Zuwen-

dungsempfangenden an der zentralen Beschaffung hinweisen. 

 

- Darüber hinaus wird empfohlen, Nummer 5 der VV-LHO zu § 44 LHO wie 

folgt zu ergänzen: 

 

„5.5 Institutionelle Zuwendungsempfangende der Freien Hansestadt Bremen 

(Land und Stadtgemeinde Bremen) soweit sie jeweils zu mehr als 50 % aus 

öffentlichen Mitteln finanziert werden, sollen sich an der zentralen Beschaf-

fung unter Beachtung der in der VVBesch getroffenen Regelungen beteili-

gen. Die Bewilligungsbehörden weisen in den jeweiligen Bewilligungsbe-

scheiden auf die Möglichkeit dieser Beteiligung hin. Sie stellen den Zuwen-

dungsempfangenden Bescheinigungen über ihren Status als institutionell ge-

förderte Einrichtung, die sich überwiegend aus öffentlichen Mitteln finanziert, 

zur Vorlage bei den zentralen Beschaffungsstellen aus.“ 

 

- Es wird empfohlen, im Zuwendungsbescheid den folgenden Zusatz auf-

zunehmen:  

 

„Auf Aspekte des nachhaltigen Wirtschaftens wird großer Wert gelegt, d.h. 

es sind möglichst bio-faire Produkte, Printprodukte auf Recyclingpapier, 

nachhaltige Materialien und ressourcenschonende Verfahren einzuplanen.“ 

- Es wird perspektivisch empfohlen, die Grundsätze für Förderrichtlinien zu 

ergänzen mit dem Ziel der Vermeidung umwelt- und klimaschädlicher Aus-

wirkungen, die verursacht werden z.B. durch 

 

o Kohlendioxidemissionen / Treibhausgasemissionen 
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o hohen (Primär-) Energieverbrauch / Stromverbrauch 

o Schadstoffausstoß 

o Lärmemissionen 

o Flächenverbrauch 

o hohes Abfallaufkommen 

Um diese Grundsätze zu konkretisieren, wird es zum jetzigen Zeitpunkt 

als erforderlich angesehen, zunächst die Ausgestaltung des Klimavor-

behalts abzuwarten. 
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Anlage Synopse- Änderungen der Verwaltungsvorschriften zur Haushaltsordnung der Freien Hansestadt Bremen (VV-LHO) 

Stand 20.12.2022  
 

 
Synopse – Änderungen der Verwaltungsvorschriften zur Haushaltsordnung der Freien Hansestadt Bremen (VV-LHO) 
(xx.xx.2022) 
 
Inkrafttreten:  
 

Änderungen 
zu Textbei-
trag (TB) 

Bisherige Fassung Beabsichtigte Fassung 
 (neu: rot) 

Begründung 

TB II zu § 44  
 
15. Fälle von geringer finanzieller Be-
deutung 
 
Beträgt die Zuwendung oder bei Fi-
nanzierung durch mehrere Stellen 
(Nummer 1.4) der Gesamtbetrag der 
Zuwendung bei institutioneller Förde-
rung für ein Haushaltsjahr oder bei ei-
ner Projektförderung weniger als 
25 000 Euro, können bei Anwendung 
der Nummern 1 bis 11 und 13 im Ein-
zelfall Erleichterungen zugelassen 
werden. Ein der Sachlage angemes-
sener Verwendungsnachweis ist je-
doch unerlässlich. 

zu § 44  
 
15.1 Fälle von geringer finanzieller Be-
deutung 
 
Beträgt die Zuwendung oder bei Finan-

zierung durch mehrere Stellen (Nummer 

1.4) der Gesamtbetrag der Zuwendung 

bei institutioneller Förderung für ein 

Haushaltsjahr oder bei einer Projektför-

derung weniger als 25 000 Euro, können 

bei Anwendung der Nummern 1 bis 11 

und 13 im Einzelfall Erleichterungen zu-

gelassen werden. Ein der Sachlage an-

gemessener Verwendungsnachweis ist 

jedoch unerlässlich. 

15.2 Bei Zuwendungen bis 5 000 Euro 

soll ein vereinfachtes Zuwendungsver-

fahren angewendet werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei Zuwendungsempfangenden,  
die nur in geringer Höhe durch Zuwen-
dungen  
finanziert werden, ist die administrative  
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Die Grundstruktur eines Zuwendungsbe-

scheides muss gewahrt bleiben. Erfor-

derlich sind zumindest die nachfolgen-

den Angaben 

- der oder des Zuwendungsempfan-

genden, 

-  des Zuwendungszwecks,  

- der Zuwendungsart,  

- der Finanzierungsart,  

- der Zuwendungshöhe und 

- der Rückforderungsmöglichkeiten. 

Als Finanzierungsart soll regelmäßig die 

Festbetragsfinanzierung vorgesehen 

werden. 

Entlastung durch Festbeträge erheblich  
und tritt gegenüber dem  
Steuerungsinteresse der öffentlichen  
Hand zurück. Analog zur Regelung  
in Hamburg soll zukünftig bei  
Zuwendungen bis 5.000 Euro ein  
vereinfachtes Zuwendungsverfahren 
angewendet werden. Hiervon kann bei  
Bedarf abgewichen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

TB III zu § 44 LHO 

16.2 Für geeignete Zuwendungsberei-

che soll die Bewilligungsbehörde För-

derrichtlinien und/oder interne Richtli-

nien und Handlungsanweisungen erlas-

sen. 

Dies ist regelmäßig der Fall, wenn För-

derrichtlinien fachspezifische Regelun-

gen (Förderprogramme) erfordern. 

Bei der Entwicklung von Förderrichtli-

nien sind die „Grundsätze für Förder-

zu § 44 LHO 

16.2 Für geeignete Zuwendungsberei-

che soll die Bewilligungsbehörde Förder-

richtlinien und/oder interne Richtlinien 

und Handlungsanweisungen erlassen. 

Dies ist regelmäßig der Fall, wenn För-

derrichtlinien fachspezifische Regelun-

gen (Förderprogramme) erfordern. 

Bei der Entwicklung von Förderrichtlinien 

sind die „Grundsätze für Förderrichtli-

nien“ (Anlage 5) zu beachten. Dieses 

Gliederungsschema ist verbindlich. In 

Im Zuge der Einführung der Online-An-
tragsstellung und des Online-Förderpor-
tals (Näheres hierzu in TB VII/VIII) ist ein 
einheitlicher Zugang zu den Förderrichtli-
nien zu gewährleisten. Für geeignete 
Förderbereiche sollen ausschließlich 
Förderrichtlinien und keine internen Vor-
schriften erlassen werden.  
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richtlinien“ (Anlage 5) zu beachten. Die-

ses Gliederungsschema ist verbindlich. 

In begründeten Fällen kann die Bewilli-

gungsbehörde hiervon abweichen. 

Nach Bekanntgabe der Förderrichtlinien 

ist der Senator für Finanzen und dem 

Rechnungshof jeweils ein Exemplar 

durch die Bewilligungsbehörde zu über-

senden. 

 

begründeten Fällen kann die Bewilli-

gungsbehörde hiervon abweichen. 

Nach Bekanntgabe der Förderrichtlinien 

ist der Senator für Finanzen und dem 

Rechnungshof jeweils ein Exemplar 

durch die Bewilligungsbehörde zu über-

senden. 

Förderrichtlinien sind im Transparenz-
portal zu veröffentlichen. 
Die Bewilligungsbehörden haben Förder-
richtlinien dem Senator für Finanzen und 
dem Rechnungshof unverzüglich nach 
Erlass zur Kenntnis zu geben. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Veröffentlichung der Förderrichtli-
nien im Transparenzportal soll künftig 
verpflichtend erfolgen. 

TB IV zu § 44 LHO 
 
2.4.1 Zuwendungen, bei denen ein-
zelne Ausgaben nur mit erheblichem 
Aufwand genau festgestellt und belegt 
werden können, jedoch eine sachge-
rechte Pauschalierung dieser Ausga-
ben möglich ist (z. B. Vomhundertan-
teil von vorgesehenen Ausgaben wie 
Verwaltungsgemeinkostenpauschalen, 
Büroarbeitsplatzpauschalen, Teilneh-
merpauschalen o.ä.). 
 

zu § 44 LHO 

2.4.1 Zuwendungen, bei denen einzelne 

Ausgaben nur mit erheblichem Aufwand 

genau festgestellt und belegt werden 

können, jedoch eine sachgerechte Pau-

schalierung dieser Ausgaben möglich ist 

(z. B. Vomhundertanteil von vorgesehe-

nen Ausgaben wie Gemeinkostenpau-

schalen, Büroarbeitsplatzpauschalen, 

Teilnehmerpauschalen o.ä.). 

Als Gemeinkostenpauschale können, 
soweit dies in einer Förderrichtlinie 
festgelegt ist, 15% der Ausgaben für 
das hauptamtlich sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigte Projektpersonal 
anerkannt werden. Alternativ kann ein 
Betrag in Höhe von bis zu 25% der di-

Zur Vereinfachung und Vereinheitlichung 

der Nutzung von Förderpauschalen wird 

in Anlehnung an den Europäischen Sozi-

alfonds ein Prozentsatz von in der Regel 

15% der Ausgaben für das hauptamtlich 

sozialversicherungspflichtig beschäftigte 

Projektpersonal aufgenommen. Dieser 

Betrag kann als Gemeinkostenpauschale 

geltend gemacht werden und ist in einer 

Förderrichtlinie festzulegen. Alternativ ist 

es möglich, anhand der in den Grundsät-

zen zu den Förderrichtlinien vorgegebe-

nen Kriterien einen individuellen Prozent-

satz festzulegen, der einen Höchstsatz 

von bis zu 25 % der direkten nachgewie-

senen Ausgaben nicht überschreiten darf. 

Ergänzend wird hier auf die inhaltliche 

Ausgestaltung des Begriffs der Gemein-

kosten in Anlage 5 zu Nummer 16.2 zu § 
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rekten Ausgaben, sofern in einer För-
derrichtlinie festgelegt, auf Basis einer 
fundierten Kalkulation zugrunde gelegt 
werden. Eine Gemeinkostenpauschale 
ist generell unzulässig für Projektförde-
rungen, die parallel zu einer institutio-
nellen Förderung zur Deckung der ge-
samten Ausgaben des Zuwendungs-
empfangenden gewährt werden 

44 (ANBest-Förderrichtlinien) verwiesen 

(siehe entsprechender Änderungsvor-

schlag zu TB III) in dieser Synopse). 

 

TB IV zu § 44 
 
10.2 Der Verwendungsnachweis be-
steht aus einem Sachbericht und einem 
zahlenmäßigen Nachweis, in dem die 
Einnahmen und Ausgaben entspre-
chend der Gliederung des Haushalts- o-
der Wirtschaftsplanes bzw. des Finan-
zierungsplanes summarisch dargestellt 
werden. Der Sachbericht muss insbe-
sondere auf den im Zuwendungsbe-
scheid festgelegten Zuwendungszweck 
eingehen. 
 
 
 

zu § 44 
 
10.2 Der Verwendungsnachweis besteht 
aus einem Sachbericht und einem zah-
lenmäßigen Nachweis, in dem die Ein-
nahmen und Ausgaben entsprechend 
der Gliederung des Haushalts- oder 
Wirtschaftsplanes bzw. des Finanzie-
rungsplanes summarisch dargestellt 
werden. Der Sachbericht muss insbe-
sondere auf den im Zuwendungsbe-
scheid festgelegten Zuwendungszweck 
eingehen. 
 

In Bezug auf Pauschalen genügt die 

Darlegung und Dokumentation der 

zweckentsprechenden Verwendung 

(Sachbericht). 

Bei der Antrags- und Verwendungsnach-
weisprüfung kann in Bezug auf die Ge-
meinkostenpauschale kann zur Verfah-
rensvereinfachung auf eine detaillierte 
Aufschlüsselung der Kosten verzichtet 
wird. Es genügt insofern, wenn im Sach-
bericht eine Darlegung und Dokumenta-
tion der zweckentsprechenden Verwen-
dung im Sachbericht erfolgt. 

TB IV Anlage 2 zu 5.1 zu § 44 (ANBest-P)  

6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist 
innerhalb von sechs Monaten nach Er-
füllung des Zuwendungszwecks, spä-
testens jedoch mit Ablauf des sechsten 
auf den Bewilligungszeitraum folgenden 

Anlage 2 zu 5.1 zu § 44 (ANBest-P)  

6.1 Die Verwendung der Zuwendung ist 
innerhalb von sechs Monaten nach Erfül-
lung des Zuwendungszwecks, spätes-
tens jedoch mit Ablauf des sechsten auf 

dito 
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Monats der Bewilligungsbehörde nach-
zuweisen (Verwendungsnachweis). Der 
Verwendungsnachweis besteht aus ei-
nem Sachbericht und einem zahlenmä-
ßigen Nachweis. 
 

den Bewilligungszeitraum folgenden Mo-
nats der Bewilligungsbehörde nachzu-
weisen (Verwendungsnachweis). Der 
Verwendungsnachweis besteht aus ei-
nem Sachbericht und einem zahlenmä-
ßigen Nachweis. 
In Bezug auf Pauschalen genügt die 

Darlegung und Dokumentation der 

zweckentsprechenden Verwendung 

(Sachbericht) 

 

TB IV Anlage 3 zu 5.1 zu § 44  (ANBest-GK) 
 
5.1 Die Verwendung der Zuwendung ist 
innerhalb von einem Jahr nach Erfül-
lung des Zuwendungszwecks, spätes-
tens jedoch ein Jahr nach Ablauf des 
Bewilligungszeitraums der Bewilli-
gungsbehörde nachzuweisen (Verwen-
dungsnachweis). 

Anlage 3 zu 5.1 zu § 44 (ANBest-GK) 
 
5.1 Die Verwendung der Zuwendung ist 

innerhalb von einem Jahr nach Erfüllung 

des Zuwendungszwecks, spätestens je-

doch ein Jahr nach Ablauf des Bewilli-

gungszeitraums der Bewilligungsbe-

hörde nachzuweisen (Verwendungs-

nachweis). 

In Bezug auf Pauschalen genügt die 
Darlegung und Dokumentation der 
zweckentsprechenden Verwendung 
(Sachbericht)  

dito 

  

TB IV Anlage 5 zu 16.2 zu § 44 (ANBest-För-

derrichtlinien)                 

5.4 Bemessungsgrundlage 

Um eine einheitliche Entscheidungspra-
xis sicherzustellen, sind in der Förder-
richtlinie die zuwendungsfähigen Aus-
gaben möglichst konkret zu bezeich-
nen. Negativkataloge sollen nur dann 

Anlage 5 zu Nr.16.2 zu § 44 (ANBest-

Förderrichtlinien) 

5.4 Bemessungsgrundlage 

5.4.1  Um eine einheitliche Entschei-

dungspraxis sicherzustellen, sind in der 

Förderrichtlinie die zuwendungsfähigen 

Siehe Begründung zu 2.4.1 zu § 44 
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Aufnahme finden, wenn dies unum-
gänglich ist. Bei der Förderung von 
Hochbaumaßnahmen sind die Kosten-
gruppen der DIN 276 der Bemessung 
zugrunde zu legen; einzelne Kosten-
gruppen können von der Förderung 
ausgeschlossen werden. 

 

Ausgaben möglichst konkret zu bezeich-

nen. Negativkataloge sollen nur dann 

Aufnahme finden, wenn dies unumgäng-

lich ist. Bei der Förderung von Hochbau-

maßnahmen sind die Kostengruppen der 

DIN 276 der Bemessung zugrunde zu le-

gen; einzelne Kostengruppen können 

von der Förderung ausgeschlossen wer-

den. 

5.4.2  

Als Gemeinkosten werden alle Ausga-

ben bezeichnet, bei denen ein unmittel-

barer Projektbezug nicht belegt werden 

kann oder der unmittelbare Projektbezug 

nicht eindeutig und vollständig darstell-

bar ist. Dazu gehören:  

1.Alle Ausgaben für anteilige allgemeine 

Verwaltungs- und Managementaufgaben 

(administrative Kosten z.B. für Ge-

schäftsführung, Sekretariat) 

2.Alle allgemeinen Sachausgaben und 

Ausgaben für allgemeine Dienstleistun-

gen (z.B. Ausgaben für Rechtsberatung, 

IT- Infrastruktur, Versicherungen, Raum-

kosten für Küche, Sozialräume, Ausga-

ben für Öffentlichkeitsarbeit) 

3. Sachausgaben für Reinigung, Hygi-

ene, Bürobedarf und allgemeine Unter-

haltsarbeiten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.4.2 konkretisiert, welche Posten Ge-
meinkosten (die synonym oft als Over-
head, indirekte Kosten, Verwaltungsge-
meinkosten bezeichnet werden) umfas-
sen können, um für die Praxis eine Ent-
scheidungshilfe darzustellen, welche 
Ausgaben im Rahmen einer Pauschale 
anzuerkennen sind. 
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TB V Anlage 1 zu 5.1 zu § 44 (ANBest-I) 
 
Nicht vorhanden  

Anlage 1 zu 5.1 zu § 44 (ANBest-I) 
 
2.4 Bei der Anrechnung von Spenden ist 
auf den Willen des Spendenden abzu-
stellen. Dementsprechend handelt es 
sich bei Spenden nicht um Deckungsmit-
tel, wenn mit ihnen über den Zuwen-
dungszweck hinaus andere oder über 
die zuwendungsfähigen Ausgaben hin-
aus zusätzliche Ausgaben gefördert wer-
den sollen. 

Für eine Nichtanrechnung einer Spende 
sowohl bei einer institutionellen Förde-
rung als auch einer Projektförderung ist 
maßgeblich, dass diese einer Zweckbe-
stimmung unterliegen, die hinsichtlich ih-
rer Verwendung außerhalb der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben stehen. Spen-
dende haben es mittels der Zweckbe-
stimmung in der Hand, dass die Mittel 
nicht angerecht werden und sie somit ei-
nen „Mehrwert“ (u.a. zur Finanzierung 
von Mehrausgaben, Erweiterung des An-
gebots) für den Zuwendungsempfangen-
den schaffen. Dies soll durch diese Ver-
waltungsvorschrift klargestellt werden. 

TB V Anlage 2 zu 5.1 zu § 44 (ANBest-P) 
 
 
Nicht vorhanden 

Anlage 2 zu 5.1 zu § 44 (ANBest-P) 
 

2.4 Bei der Anrechnung von Spenden ist 

auf den Willen des Spendenden abzu-

stellen. Dementsprechend handelt es 

sich bei Spenden nicht um Deckungsmit-

tel, wenn mit ihnen über den Zuwen-

dungszweck hinaus andere oder über 

die zuwendungsfähigen Ausgaben hin-

aus zusätzliche Ausgaben gefördert wer-

den sollen . 

dito 
 

TB VI zu § 44 LHO 
 
7.2 Die Zuwendungen dürfen nur inso-
weit und nicht eher ausgezahlt werden, 
als sie voraussichtlich innerhalb von 
zwei Monaten nach Auszahlung für fäl-

zu § 44 LHO 

7.2 Die Auszahlung ist wie folgt möglich: 

7.2.1 Bei Projektförderungen können Zu-

wendungen - zu 20 von Hundert nach 

Erteilung des Zuwendungsbescheids 

Vorauszahlungen sind für die Zuwen-
dungsgebenden bis zur Prüfung der 
Nachweise immer mit dem Risiko ver-
bunden, dass die Mittel im Falle der nicht 
zweckentsprechenden Verwendung sehr 
verwaltungsaufwendig zurückgefordert 
werden müssen. Der Wunsch der Praxis 
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lige Zahlungen im Rahmen des Zuwen-
dungszwecks benötigt werden (vgl. 
Nummer 1.5 ANBest-I, Nummer 1.4 
ANBest-P und Nummer 1.3 ANBest-
Gk). In diesem Rahmen können bei Zu-
wendungen zur institutionellen Förde-
rung und in vergleichbaren Fällen (Be-
triebskostenförderungen) für die Aus-
zahlung im Voraus feste Termine vor-
gesehen werden. Bei Zuwendungen mit 
einem Gesamtbetrag bis zu 5 000 Euro 
kann von Satz 1 abgewichen werden. 
 
7.3 Bei Projektförderung längerfristiger 
Vorhaben sollen jeweils angemessene 
Teilbeträge ausgezahlt und die Auszah-
lung in der Regel davon abhängig ge-
macht werden, dass die Verwendung 
der bisher in Anspruch genommenen 
Finanzierungsmittel (Eigenmittel/Fremd-
mittel) in summarischer Form nachge-
wiesen wird. 
 
 
7.4 Zuwendungen sollen in geeigneten 
Fällen erst nach Prüfung des Verwen-
dungsnachweises in einer Summe aus-
gezahlt werden. 
 

und mit Mitteilung des Maßnahmenbe-

ginns  

- weitere 40 von Hundert nach der Reali-

sierung von mindestens 50 von Hundert 

des Vorhabens 

- weitere 30 vom Hundert soweit die Ver-

wendung der bisher in Anspruch genom-

menen Finanzierungsmittel (Eigenmit-

tel/Fremdmittel/ in summarischer Form 

nachgewiesen wird 

-  die restlichen 10 von Hundert nach Ab-

schluss der Maßnahme und mit Ab-

schluss der kursorischen Prüfung des 

Verwendungsverweises (Nummer 11.1)  

 

7.2.2 Bei institutioneller Förderung wer-

den im Zuwendungsbescheid die Aus-

zahlungstermine nach pflichtgemäßem 

Ermessen festgelegt; dabei sollte die Be-

willigungsbehörde die Auszahlung von 

bis zu 10 von Hundert von der kursori-

schen Prüfung des Verwendungsnach-

weises (Nummer 11.1) abhängig ma-

chen. 

7.3 Alternativ zu Nummer 7.2. kann die 

Zuwendung nur insoweit und nicht eher 

ausgezahlt werden, als sie voraussicht-

nach schneller Liquidität hingegen ist 
auch unbestritten. Die neue Regelung 
soll den Zuwendungsempfangenden 
zeitnah einen größeren finanziellen 
Handlungsspielraum ermöglichen und 
umständliche Mitteilungspflichten ent-
behrlich machen. Darüber hinaus ist 
durch den Rückbehalt ein Anreiz vorhan-
den, schneller den Verwendungsnach-
weis zu erstellen, um die Restmittel zu 
erhalten und ein umständliches Rückfor-
derungsverfahren wird entbehrlich.  
Durch die Streichung der standardisier-
ten Auflage, die Mittel innerhalb von zwei 
Monaten zu verwenden, entfällt automa-
tisch die Verpflichtung zur unterjährigen 
Rückforderung und Verzinsung. Ggf. ist 
alternativ eine konsequente Mittelbereit-
stellung im zweimonatigen Abstand zu 
gewährleisten (siehe Ausführungen zu 
TB X) 
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lich nach Auszahlung für fällige Zahlun-

gen im Rahmen des Zuwendungs-

zwecks benötigt wird.  

7.4 Bei Zuwendungen mit einem Ge-

samtbetrag bis zu 5 000 Euro kann von 

Nummer 7.2 und 7.3 abgewichen wer-

den. 

 

TB VI Anlage 1 zu Nr. 5.1 zu § 44 (ANBest-I) 
 
1.5 Die Zuwendung darf nur insoweit 
und nicht eher angefordert werden, als 
sie innerhalb von zwei Monaten nach 
der Auszahlung für fällige Zahlungen 
benötigt wird. Die Anforderung jedes 
Teilbetrages muss die zur Beurteilung 
des Mittelbedarfs erforderlichen Anga-
ben erhalten. 
 
9.3.1 
 
die Zuwendung nicht innerhalb von 
zwei Monaten nach Auszahlung für fäl-
lige Zahlungen verwendet oder 
 
 
 
9.5  
 
Werden Zuwendungen nicht innerhalb 
von zwei Monaten nach der Auszahlung 
zur Erfüllung des Zuwendungszwecks 

Anlage 1 zu Nr. 5.1 zu § 44 (ANBest-I) 
 
1.5 Die Zuwendung darf nur insoweit 
und nicht eher angefordert werden, als 
sie innerhalb von zwei Monaten nach der 
Auszahlung für fällige Zahlungen benö-
tigt wird. Die Anforderung jedes Teilbe-
trages muss die zur Beurteilung des Mit-
telbedarfs erforderlichen Angaben erhal-
ten. 
 
9.3.1 
 
die Zuwendung nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach Auszahlung für fällige 
Zahlungen verwendet oder 
 
 
 
9.5  
 
Werden Zuwendungen nicht innerhalb 
von zwei Monaten nach der Auszahlung 
zur Erfüllung des Zuwendungszwecks 

Streichung der Nummern und Anpas-
sung der Folgenummern in Folge der 
Änderung der Nummer 7.2 ff. zu § 44 
LHO  
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verwendet und wird der Zuwendungs-
bescheid nicht zurückgenommen oder 
widerrufen, können für die Zeit von der 
Auszahlung bis zur zweckentsprechen-
den Verwendung ebenfalls Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz (vgl. Nummer 9.4) für das 
Jahr verlangt werden. Entsprechendes 
gilt, soweit Zuwendungen in Anspruch 
genommen werden, obwohl andere Mit-
tel anteilig oder vorrangig einzusetzen 
sind. 
 
Anlage 2 zu Nr. 5.1 zu § 44 (ANBest-P),   
 
1.4 Die Zuwendung darf nur insoweit 
und nicht eher angefordert werden, als 
sie innerhalb von zwei Monaten nach 
der Auszahlung für fällige Zahlungen 
benötigt wird. Die Anforderung jedes 
Teilbetrages muss die zur Beurteilung 
des Mittelbedarfs erforderlichen Anga-
ben erhalten. 
 
 
8.5 
Werden Zuwendungen nicht innerhalb 
von zwei Monaten nach der Auszahlung 
zur Erfüllung des Zuwendungszwecks 
verwendet und wird der Zuwendungs-
bescheid nicht zurückgenommen oder 
widerrufen, können für die Zeit von der 
Auszahlung bis zur zweckentsprechen-
den Verwendung ebenfalls Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 

verwendet und wird der Zuwendungsbe-
scheid nicht zurückgenommen oder wi-
derrufen, können für die Zeit von der 
Auszahlung bis zur zweckentsprechen-
den Verwendung ebenfalls Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz (vgl. Nummer 9.4) für das 
Jahr verlangt werden. Entsprechendes 
gilt, soweit Zuwendungen in Anspruch 
genommen werden, obwohl andere Mit-
tel anteilig oder vorrangig einzusetzen 
sind. 
 
Anlage 2 zu Nr. 5.1 zu § 44 (ANBest-P),   
 
1.4 Die Zuwendung darf nur insoweit 
und nicht eher angefordert werden, als 
sie innerhalb von zwei Monaten nach der 
Auszahlung für fällige Zahlungen benö-
tigt wird. Die Anforderung jedes Teilbe-
trages muss die zur Beurteilung des Mit-
telbedarfs erforderlichen Angaben erhal-
ten. 
 
 
8.5 
Werden Zuwendungen nicht innerhalb 
von zwei Monaten nach der Auszahlung 
zur Erfüllung des Zuwendungszwecks 
verwendet und wird der Zuwendungsbe-
scheid nicht zurückgenommen oder wi-
derrufen, können für die Zeit von der 
Auszahlung bis zur zweckentsprechen-
den Verwendung ebenfalls Zinsen in 
Höhe von 5 Prozentpunkten über dem 
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Basiszinssatz (vgl. Nummer 8.4) für das 
Jahr verlangt werden. Entsprechendes 
gilt, soweit Zuwendungen in Anspruch 
genommen werden, obwohl andere Mit-
tel anteilig oder vorrangig einzusetzen 
sind. 
 
 
Anlage 3 zu 5.1 zu § 44 (ANBest-Gk),  
 
1.3 Die Zuwendung darf nur insoweit 
und nicht eher angefordert werden, als 
sie innerhalb von zwei Monaten nach 
der Auszahlung für fällige Zahlungen 
benötigt wird. Die Anforderung jedes 
Teilbetrages muss die zur Beurteilung 
des Mittelbedarfs erforderlichen Anga-
ben erhalten. Im Übrigen dürfen die Zu-
wendungen wie folgt in Anspruch ge-
nommen werden: 

Basiszinssatz (vgl. Nummer 8.4) für das 
Jahr verlangt werden. Entsprechendes 
gilt, soweit Zuwendungen in Anspruch 
genommen werden, obwohl andere Mit-
tel anteilig oder vorrangig einzusetzen 
sind. 
 
 
Anlage 3 zu 5.1 zu § 44 (ANBest-Gk) 
 
1.3 Die Zuwendung darf nur insoweit 
und nicht eher angefordert werden, als 
sie innerhalb von zwei Monaten nach der 
Auszahlung für fällige Zahlungen benö-
tigt wird. Die Anforderung jedes Teilbe-
trages muss die zur Beurteilung des Mit-
telbedarfs erforderlichen Angaben erhal-
ten. Im Übrigen dürfen die Zuwendungen 
wie folgt in Anspruch genommen wer-
den: 
 
 
 

TB VII/ VIII Keine Änderungen   

TB IX Keine Änderungen   

TB X zu § 44 
 
Der Erstattungsanspruch ist mit seiner 
Entstehung fällig und von diesem Zeit-
punkt an nach Maßgabe des § 49a 
BremVwVfG mit 5 von Hundert über 
dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 
247 BGB für das Jahr zu verzinsen. 
…… 

zu § 44 Satz 5 und 6 neu 
 
Der Erstattungsanspruch ist mit seiner 
Entstehung fällig und von diesem Zeit-
punkt an nach Maßgabe des § 49a 
BremVwVfG mit 5 von Hundert über dem 
jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 
BGB für das Jahr zu verzinsen. …… 
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Nur für den Zeitraum einer von der Be-
hörde zu vertretenen Verzögerung dür-
fen Zinsen nicht geltend gemacht wer-
den. Soweit die Verwendungsnachweis-
prüfung nicht innerhalb der dafür vorge-
sehenen Fristen abgeschlossen wurde 
(Nummern 11.1 bzw. 11.2), ist im Rah-
men des auszuübenden Ermessens zu 
prüfen, ob, in welchem Ausmaß und aus 
welchem Grund der Erlass der endgülti-
gen Entscheidung verzögert worden ist 
und ob diese Verzögerung von der Be-
hörde zu vertreten ist. Der Ablauf des 
Verwaltungshandeln ist nachvollziehbar 
darzustellen und das Prüfergebnis in 
Textform mit Begründung zu dokumen-
tieren. 

TB X Anlage 1 zu Nummer 5.1 zu § 44 (AN-
Best-I) 
 
 
Da Ziffer 1.5 durch Änderung in 
Textbeitrag zu VI entfällt, ist hier neue 
Belegung möglich 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anlage 1 zu Nummer 5.1 zu § 44 (AN-
Best-I) 
 
 
1.5 Ausgezahlte Zuwendungen, die am 
Jahresende nicht verbraucht wurden, 
sind - wenn für denselben Zweck Zu-
wendungen im Folgejahr bewilligt wer-
den - auf die Abforderung zu Beginn des 
Folgejahres anzurechnen. Die Erfüllung 
des teilweisen Rückforderungsan-
spruchs sowie die entsprechende Redu-
zierung der offenen Forderung im Folge-
jahr durch Aufrechnung ist in ZEBRA 
auszuweisen und dem Zuwendungs-
empfangenden mitzuteilen. Soweit die 
Forderung für das Folgejahr noch nicht 
fällig ist, ist außerdem die Zustimmung 

Die Möglichkeit zur Aufrechnung wird 
analog zu den VV-LHO von Hamburg als 
Regelfall aufgenommen. Hierdurch las-
sen sich aufwändige Rückforderungen 
einschließlich der Berechnung von Ver-
zugszinsen vermeiden. 
 
Zu der Modifikation des Auszahlverfah-
rens wird auf die Ausführungen zu TB VI 
verwiesen.  
 
Bei der Förderung jährlich wiederkehren-
der Vorhaben können die zurückzufor-
dernden Zuwendungen und die Zinsen 
mit der folgenden Zuwendung für densel-
ben Zweck verrechnet werden. 
Zu den Möglichkeiten der verstärkten 
Nutzung der Festbetragsfinanzierung 
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Anlage 2 zu Nr. 5.1 zu § 44 (ANBest-P) 
 
Da Nummer 1.6 durch Änderung in 
Textbeitrag zu VI entfällt, ist hier neue 
Belegung möglich 

des Zuwendungsempfangenden einzu-
holen. 
 
 
Anlage 2 zu Nr. 5.1 zu § 44 (ANBest-P) 
 
1.6 Ausgezahlte Zuwendungen, die am 
Jahresende nicht verbraucht wurden, 
sind - wenn für denselben Zweck Zu-
wendungen im Folgejahr bewilligt wer-
den - auf die Abforderung zu Beginn des 
Folgejahres anzurechnen. Die Erfüllung 
des teilweisen Rückforderungsan-
spruchs sowie die entsprechende Redu-
zierung der offenen Forderung im Folge-
jahr durch Aufrechnung ist in ZEBRA 
auszuweisen und dem Zuwendungs-
empfangenden mitzuteilen. Soweit die 
Forderung für das Folgejahr noch nicht 
fällig ist, ist außerdem die Zustimmung 
des Zuwendungsempfangenden einzu-
holen. 
 
 
 

und der damit seltener entstehenden 
Rückforderungsansprüche wird auf die 
Ausführungen zu TB II verwiesen. 
Durch die Modifikation des Auszahlver-
fahrens kann ein Einbehalt der Zuwen-
dungssumme von bis zu 10% Rückforde-
rungsansprüche vermeiden. Alternativ ist 
die Mittelbereitstellung im zweimonatigen 
Abstand konsequent anzuwenden. 
 
 

TB XI zu § 44  
 
Nicht vorhanden  

zu § 44 
 
5.5 Institutionelle Zuwendungsempfan-
gende der Freien Hansestadt Bremen 
(Land und Stadtgemeinde Bremen) so-
weit sie jeweils zu mehr als 50 % aus öf-
fentlichen Mitteln finanziert werden, sol-
len sich an der zentralen Beschaffung 
unter Beachtung der in der VVBesch ge-

Ziel ist die Steigerung der möglichen An-
zahl der Nutzenden der zentralen Be-
schaffung. 
 
Siehe ausführliche Begründung im Text-
teil XI 
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troffenen Regelungen beteiligen. Die Be-
willigungsbehörden weisen in den jewei-
ligen Bewilligungsbescheiden auf die 
Möglichkeit dieser Beteiligung hin. Sie 
stellen den Zuwendungsempfangenden 
Bescheinigungen über ihren Status als 
institutionell geförderte Einrichtung, die 
sich überwiegend aus öffentlichen Mit-
teln finanziert, zur Vorlage bei den zent-
ralen Beschaffungsstellen aus . 
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